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 Stellungnahme des Bundesrates und Gegenäußerung der Bundesregierung

 Stellungnahme des Bundesrates  geschaffenes  Sondervermögen  des  Bundes  („Energie-
 Der  Bundesrat  hat  in  seiner  882.  Sitzung  am  15.  April
 2011  beschlossen,  zu  dem  Gesetzentwurf  gemäß  Artikel  76
 Absatz  2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

 1.  Zu Artikel  1 (TEHG)

 Der Bundesrat fordert,

 –  die  Länder  angemessen  an  den  Einnahmen  des  Bun-
 des  aus  dem  Handel  mit  Treibhausgasemissionszerti-
 fikaten  für  den  regionalen  Prozess  der  Anpassung  an
 die  Klimafolgen  im  Rahmen  der  deutschen  Anpas-
 sungsstrategie zu beteiligen;

 –  die  Steuermindereinnahmen  der  Länder  und  Gemein-
 den  zu  kompensieren,  die  aus  der  Berücksichtigung
 und  Abziehbarkeit  der  Kosten  für  den  Erwerb  der
 Zertifikate  als  Betriebsausgabe  bei  den  Ertragsteuern
 resultieren;

 –  wie  zugesagt  die  bislang  in  den  Haushalten  der  Bun-
 desministerien  enthaltenen  Programme  mit  der  Ziel-
 richtung  „Energie-  und  Klimaschutz“  unverändert
 fortzuführen  und  die  Maßnahmen  im  Rahmen  des
 Sondervermögens  „Energie-  und  Klimafonds“  zu-
 sätzlich aufzulegen.

 B e g r ü n d u n g

 Zum ersten und zweiten Spiegelstrich

 Nach  dem  Gesetzentwurf  erhöhen  die  aus  der  Versteige-
 rung  der  CO2-Zertifikate  erhaltenen  Einnahmen  unmit-
 telbar  nur  die  Einnahmen  des  Bundes.  In  Abhängigkeit
 von  der  Entwicklung  des  Zertifikatspreises  ist  mit  jähr-
 lichen  Versteigerungserlösen  in  Milliardenhöhe  zu  rech-
 nen.  Laut  Gesetzentwurf  verbleiben  von  diesen  Einnah-
 men  jährlich  900  Mio.  Euro  sowie  die  Einnahmen  aus
 den  Versteigerungen  im  Luftverkehr  im  allgemeinen
 Bundeshaushalt.  Die  restlichen  Erlöse  gehen  in  ein  neu

 und  Klimafonds“)  ein.  Eine  Beteiligung  der  Länder  an
 den  Einnahmen  des  Emissionshandels  ist  bisher  nicht
 vorgesehen.

 Da  die  Kosten  für  den  Kauf  der  Emissionszertifikate  bei
 den  jeweiligen  Unternehmen  unzweifelhaft  eine  Be-
 triebsausgabe  sind  und  sich  steuermindernd  auswirken,
 ergeben  sich  Auswirkungen  bei  den  Haushalten  von  Län-
 dern  und  Gemeinden  durch  Steuerausfälle  bei  den
 Ertragsteuern.  Diese  Ertragsteuerausfälle  werden  im  Ge-
 setzentwurf  nicht  erwähnt.  Als  Kosten  für  die  Länder-
 haushalte  werden  lediglich  die  nicht  nennenswerten  Büro-
 kratieaufwendungen  für  die  Erteilung  der  Emissionsge-
 nehmigungen, die die Länder vornehmen, aufgeführt.

 So  wie  die  Reservierung  von  jährlich  900  Mio.  Euro  für
 den  allgemeinen  Bundeshaushalt  als  Kompensation  der
 Ertragsteuerausfälle  des  Bundes  anzusehen  ist,  müssen
 auch  entsprechende  Kompensationsmittel  für  Länder
 und  Gemeinden  bereitgestellt  werden.  Wenn  also  Entlas-
 tungen  für  den  Bund  zu  negativen  Rückwirkungen  auf
 die  Finanzen  der  Länder  und  Gemeinden  führen,  ist  der
 Bund  zum  entsprechend  angemessenen  Ausgleich  ver-
 pflichtet.  Eine  Konsolidierung  des  Bundes,  die  zu  Lasten
 der  Länder  geht,  kann  weder  im  Interesse  der  Bundes-
 regierung  liegen,  noch  entspricht  sie  dem  Solidargedan-
 ken eines föderalen Staates.

 Die  Höhe  der  Kompensationsmittel  und  ihre  Verteilung
 auf  Länder  und  Kommunen  sollte  im  Rahmen  der  bereits
 bestehenden  Arbeitsgruppe  der  Bundesregierung  und  der
 Länderfinanzminister  zur  Evaluierung  der  Wirkungen
 der  Kernbrennstoffsteuer  beziffert  werden.  Wegen  der
 erheblichen  Auswirkungen  des  Zertifikatehandels  auf
 die  Steuereinnahmen  der  Länder  und  Gemeinden  sollte
 zunächst  die  Höhe  der  Steuerausfälle  geschätzt  und  so-
 dann  zeitnah  nach  dem  Inkrafttreten  jährlich  vom  Bund
 ausgeglichen werden.
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Darüber  hinaus  sind  die  Länder  auch  an  den  übrigen
 Einnahmen  angemessen  zu  beteiligen.  Nach  Artikel  10
 Absatz  3  der  Emissionshandelsrichtlinie  2003/87/EG  in
 der  Fassung  der  Änderungs-Richtlinie  2009/29/EG  wird
 die  Verwendung  der  Erlöse  aus  der  Versteigerung  von
 Emissionsberechtigungen  von  den  Mitgliedstaaten  gere-
 gelt.  Dabei  sollen  mindestens  50  Prozent  der  Einnahmen
 u.  a.  für  Anpassungsmaßnahmen  an  den  Klimawandel
 und  Vermeidungsmaßnahmen  verwendet  werden.  Diese
 sind  zu  einem  erheblichen  Teil  durch  die  Länder  zu
 finanzieren.  Deshalb  müssen  sie  auch  angemessen  an
 den Erlösen beteiligt werden.

 Zum dritten Spiegelstrich

 Zugleich  erinnert  der  Bundesrat  an  die  Zusage  der  Bun-
 desregierung,  die  bislang  in  den  Haushalten  der  Bundes-
 ministerien  enthaltenen  Programme  mit  der  Zielrichtung
 „Energie-  und  Klimaschutz“  unverändert  fortzuführen
 und  die  Maßnahmen  im  Rahmen  des  Sondervermögens
 „Energie-  und  Klimafonds“  zusätzlich  aufzulegen.  Der
 Bundesrat  fordert  die  Bundesregierung  auf,  sowohl  beim
 Marktanreizprogramm  als  auch  beim  CO2-Gebäude-
 sanierungsprogramm  eine  Ausstattung  mit  Bundeshaus-
 haltsmitteln  mindestens  auf  dem  Niveau  des  Jahres  2009
 zusätzlich  zu  den  Mitteln  aus  dem  Energie-  und  Klima-
 fonds sicherzustellen.

 2.  Zur Eingangsformel

 Die Eingangsformel ist wie folgt zu fassen:

 „Der  Bundestag  hat  mit  Zustimmung  des  Bundesrates
 das folgende Gesetz beschlossen:“.

 B e g r ü n d u n g

 Der  Bundesrat  stellt  fest,  dass  das  Gesetz  gemäß
 Artikel  105  Absatz  3  des  Grundgesetzes  (GG)  seiner  Zu-
 stimmung bedarf.

 Der  vorliegende  Entwurf  eines  Gesetzes  zur  Anpassung
 der  Rechtsgrundlagen  für  die  Fortentwicklung  des
 Emissionshandels  enthält  in  Artikel  13  Änderungen  des
 Umsatzsteuergesetzes.

 Nach  Artikel  105  Absatz  3  des  Grundgesetzes  bedürfen
 Bundesgesetze  über  Steuern,  deren  Aufkommen  den
 Ländern  oder  den  Gemeinden  (Gemeindeverbänden)
 ganz  oder  zum  Teil  zufließt,  der  Zustimmung  des  Bun-
 desrates.  Zustimmungsbedürftig  sind  insoweit  nicht  nur
 Gesetze,  in  denen  die  Steuerschuld  festgelegt  oder  über
 die  Verteilung  der  Steuern  entschieden  wird,  sondern
 alle  Bundesgesetze,  die  sich  mit  diesen  Steuern  befassen
 (Maunz, in: Maunz/Dürig, Artikel  105 Rn.  63).

 Der  vorliegende  Gesetzentwurf  zeigt,  dass  für  die  Län-
 der  auf  der  einen  Seite  von  einem  Aufgabenzuwachs
 auszugehen  ist,  weil  neue  Anlagentypen  wie  z.  B.  die
 Nummern  12,  13,  19,  23  bis  29  des  Anhangs  1  Teil  2
 eine  Emissionsgenehmigung  benötigen  und  jetzt  auch
 Einzelgenehmigungen  nach  §  4  Absatz  4  Satz  2  möglich
 sind.  Dies  stellt  eine  Aufgabenerweiterung  für  den  Län-
 dervollzug  nach  §  19  Absatz  1  Nummer  1  dar,  die  nicht
 als unerhebliche Annexzuständigkeit zu bewerten ist.

 Zum  anderen  soll  den  Ländern  eine  Aufgabe  entzogen
 werden.  Zukünftig  soll  das  Umweltbundesamt  nach  §  19
 Absatz  1  Nummer  3  für  die  Genehmigung  des  Über-

 wachungsplans  nach  §  6  zuständig  sein.  Dies  betrifft
 auch  die  stichprobenartige  Überprüfung  der  Emissions-
 berichte nach §  5 Absatz  4 a.  F. TEHG.

 Eine  mögliche  Aufrechnung  –  die  Länder  erhalten  eine
 neue  Aufgabe  und  werden  gleichzeitig  von  einer  alten
 entbunden  –  ist  nicht  überzeugend.  Nach  Artikel  84
 Absatz  1  GG  sind  die  Länder  grundsätzlich  für  den  Voll-
 zug  von  Bundesregelungen  zuständig  und  haben  in  eige-
 ner  Verantwortung  dies  zu  organisieren.  Der  Erhalt  einer
 neuen,  aber  auch  der  Wegfall  einer  bisherigen  Aufgabe
 hat  –  je  nach  Größe/Umfang  –  Auswirkungen  auf  die  be-
 hördliche  Organisation  und  Personalsituation.  Somit
 greifen  diese  Maßnahmen  in  die  Planungshoheit  der
 Länder ein.

 Da  der  Bund  eine  bundeseinheitliche  Lösung  für  die  vor-
 gesehene  Aufgabenaufteilung  im  Sinne  von  Artikel  72
 Absatz  2  GG  für  erforderlich  hält,  besteht  für  die  Länder
 keine  Abweichungsmöglichkeit  mehr.  Deshalb  ist  für
 beide  geschilderten  Fälle  von  einer  Zustimmungsbedürf-
 tigkeit der Novelle auszugehen.

 3.  Zu Artikel  1  (§  2  Absatz  4  Satz  2  –  neu  –  und  Anhang  1
 Teil  1 Nummer  1 Satz  1 TEHG)

 Artikel  1 ist wie folgt zu ändern:

 a)  In  §  2  Absatz  4  ist  nach  Satz  1  folgender  Satz  einzu-
 fügen:

 „Satz  1  gilt  für  Verbrennungseinheiten  nach  Anhang  1
 Teil  2 Nummer  1 entsprechend.“

 b)  In  Anhang  1  Teil  1  Nummer  1  sind  in  Satz  1  nach
 den  Wörtern  „Verbrennungseinheiten  einer  Anlage“
 die Wörter „nach Teil  2 Nummer  1“ einzufügen.

 B e g r ü n d u n g

 Mit  der  Ergänzung  in  §  2  soll  sichergestellt  werden,  dass
 hinsichtlich  der  Anlagenabgrenzung  auch  bei  Verbren-
 nungseinheiten  die  Festlegungen  in  der  immissions-
 schutzrechtlichen Genehmigung maßgeblich sind.

 In  diesem  Zusammenhang  soll  auch  eine  Klarstellung
 des  Gewollten  im  Anhang  dahingehend  erfolgen,  dass
 die  Berechnung  der  Gesamtfeuerungswärmeleistung
 auch  auf  die  Verbrennungseinheiten  einer  Anlage  nach
 Artikel  1  Anhang  1  Teil  2  Nummer  1  Anwendung  fin-
 det.  Ferner  muss  Satz  1  die  Aussage  von  Satz  2  berück-
 sichtigen,  in  dem  Arten  von  Einheiten  genannt  werden,
 die unter Nummer  1 zu subsumieren sind.

 4.  Zu Artikel  1 (§  2 Absatz  5 Nummer  2 TEHG)

 In  Artikel  1  sind  in  §  2  Absatz  5  Nummer  2  die  Wörter
 „nach  ihrer  immissionsschutzrechtlichen  Genehmigung“
 zu streichen.

 B e g r ü n d u n g

 Das  Abstellen  auf  die  immissionsschutzrechtliche  Ge-
 nehmigung  würde  für  Bestandsanlagen,  die  von  der  Vor-
 schrift  Gebrauch  machen  wollen,  aber  keine  derartigen
 Festschreibungen  in  ihrer  bisherigen  Genehmigung  auf-
 weisen  können,  unnötigen  Anpassungsbedarf  auslösen
 und  in  aufwändige  Änderungsgenehmigungsverfahren
 nach  dem  Bundes-Immissionsschutzgesetz  (BImSchG)
 zwingen,  welche  nicht  nur  Kosten  verursachen,  sondern
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auch  im  Hinblick  auf  die  Anfechtbarkeit  neue  Bestands-
 risiken  begründen.  Die  Ziele  der  Vorschrift  lassen  sich
 auch  ohne  solche  ordnungsrechtlichen  Erschwernisse
 mit  dem  emissionshandelsrechtlichen  Instrumentarium
 erreichen.

 5.  Zu Artikel  1 (§  2 Absatz  5 Nummer  2 TEHG)

 In  Artikel  1  sind  in  §  2  Absatz  5  Nummer  2  die  Wörter
 „An-  und  Abfahrvorgänge“  durch  die  Wörter  „Zünd-
 und Stützfeuer“ zu ersetzen.

 B e g r ü n d u n g

 Zünd-  und  Stützfeuer  beinhalten  An-  und  Abfahrvor-
 gänge  und  sind  insbesondere  für  Verbrennungsanlagen
 für  feste  Biomasse  relevant.  Diese  sind  so  konstruiert,
 dass  sie  im  Normalfall  auf  Grund  des  ausreichenden
 Heizwertes  der  Brennstoffe  (z.  B.  Holz)  ohne  Stützfeuer
 betrieben  werden  können.  Stützfeuer  wird  nur  bei  Stö-
 rungen  in  der  Anlage  (z.  B.  Klemmer  im  Holzförder-
 weg)  eingesetzt,  die  kurzfristig  behoben  werden  können,
 und  dienen  zum  Warmhalten  des  Kessels.  Dies  ist  ener-
 getisch  sinnvoller  als  den  Kessel  ab-  und  wieder  anzu-
 fahren.  Die  Menge  des  zu  diesem  Zweck  eingesetzten
 fossilen  Brennstoffs  ist  gegenüber  der  eingesetzten  Bio-
 masse  gering.  Der  bürokratische  Aufwand,  die  Gesamt-
 anlage  dem  Emissionshandel  mit  den  Ermittlungs-  und
 Überwachungsverpflichtungen  zu  unterziehen,  wäre
 nicht verhältnismäßig.

 6.  Zu Artikel  1 (§  2 Absatz  5 Nummer  3 TEHG)

 In  Artikel  1  ist  §  2  Absatz  5  Nummer  3  wie  folgt  zu  fas-
 sen:

 „3.  Anlagen  oder  Verbrennungseinheiten  nach  Anhang  1
 Teil  2  Nummer  1  bis  6  zur  Verbrennung  von  gefähr-
 lichen  Abfällen  oder  Siedlungsabfällen,  die  nach
 Nummer  8.1  oder  Nummer  8.2  des  Anhangs  zur
 Verordnung  über  genehmigungsbedürftige  Anlagen
 genehmigungsbedürftig sind.“

 B e g r ü n d u n g

 Die  Emissionshandelsrichtlinie  sieht  vor,  Anlagen  der
 Tätigkeit  „Verbrennung  von  Brennstoffen“,  in  denen
 gefährliche  Abfälle  oder  Siedlungsabfälle  verbrannt  wer-
 den,  vom  Emissionshandel  auszunehmen.  Die  im  Gesetz-
 entwurf  vorgesehene  Einschränkung  der  Ausnahmerege-
 lung  im  nationalen  Alleingang  –  in  Abhängigkeit  vom
 Heizwert  der  Abfälle  bzw.  dem  Anteil  der  gefährlichen
 Abfälle  –  führt  zu  einer  Belastung  von  Anlagen,  die  diese
 Kriterien  nicht  erfüllen.  Sie  entspricht  auch  nicht  der  von
 der  Bundesregierung  geäußerten  Auffassung,  dass  sie
 die  Ausnahme  der  Abfallverbrennungsanlagen  von  der
 EU-Emissionshandelsrichtlinie  für  gerechtfertigt  hält
 (vgl.  Bundestagsdrucksache  16/13889,  Antwort  zu
 Frage  6  der  Kleinen  Anfrage  der  Fraktion  DIE  LINKE.).
 Insbesondere  die  mit  der  Einschränkung  verbundene
 Wettbewerbsverzerrung  zu  Lasten  von  Unternehmen  mit
 Konkurrenten  in  Mitgliedstaaten,  die  von  der  Ausnahme-
 regelung vollständig Gebrauch machen, ist abzulehnen.

 7.  Zu Artikel  1 (§  2 Absatz  5 TEHG)

 a)  Der  Bundesrat  bedauert,  dass  Grubengaskraftwerke
 und  Grubengasheizkraftwerke  mit  einer  Feuerungs-

 wärmeleistung  von  mehr  als  20  Megawatt  ab  dem
 Jahr  2013  in  den  Anwendungsbereich  des  Treibhaus-
 gas-Emissionshandelsgesetzes  einbezogen  werden
 sollen.  Die  aus  Gründen  des  Umwelt-  und  Klima-
 schutzes  erfolgende  energetische  Grubengasver-
 wertung  würde  durch  die  Neufassung  des  Gesetzes
 ernsthaft  gefährdet.  Die  beabsichtigte  Emissions-
 handelspflicht  ist  mit  der  seit  dem  Jahr  2000  beste-
 henden  Förderung  der  Grubengasverstromung  durch
 das  Erneuerbare-Energien-Gesetz  nur  schwer  verein-
 bar.

 b)  Der  Bundesrat  begrüßt  die  Ankündigung  der  Bundes-
 regierung  in  der  Begründung  des  Treibhausgas-Emis-
 sionshandelsgesetzes  (Bundesratsdrucksache  88/11,
 S.  78),  die  Auswirkungen  der  Einbeziehung  der
 Grubengasverwertung  in  den  Emissionshandel  schon
 2011  im  Rahmen  des  Erfahrungsberichts  zum
 Erneuerbare-Energien-Gesetz  zu  untersuchen.  Vor
 diesem  Hintergrund  bittet  er  die  Bundesregierung,  die
 zusätzlichen  Belastungen  der  Anlagenbetreiber  durch
 eine  Anpassung  der  Mindesteinspeisevergütungen  für
 die  in  der  Regel  grundlastfähige  Stromerzeugung  aus
 Grubengas  und  die  Einführung  eines  zusätzlichen
 KWK-Bonus  (KWK  =  Kraft-Wärme-Kopplung)  im
 Erneuerbare-Energien-Gesetz auszugleichen.

 B e g r ü n d u n g

 In  den  aktiven  und  stillgelegten  Bereichen  des  deutschen
 Steinkohlenbergbaus  wird  Grubengas  aus  Gründen  der
 Gefahrenabwehr  aufgefangen  und  anschließend  einer
 ökologisch  sinnvollen  energetischen  Verwertung  zuge-
 führt.  Das  im  Grubengas  als  Hauptbestandteil  enthaltene
 Methan  ist  21mal  klimaschädlicher  als  Kohlendioxid.
 Die  Verwertung  dient  somit  auch  dem  aktiven  Klima-
 schutz.  Aus  umweltpolitischen  Gründen  wird  die  Gru-
 bengasverstromung  seit  dem  Jahr  2000  durch  die  Min-
 desteinspeisevergütungen  des  EEG  gefördert.  In  vielen
 Fällen  wurden  Anlagen  zur  Grubengasnutzung  mit  einer
 Feuerungswärmeleistung  von  mehr  als  20  Megawatt  an
 solchen  Standorten  konzentriert,  an  denen  auch  die
 Wärme  im  hocheffizienten  Kraft-Wärme-Kopplungspro-
 zess  genutzt  wird.  Mit  der  Einbeziehung  von  größeren,
 hocheffizienten  Anlagen  in  den  Anwendungsbereich  des
 TEHG  wird  die  Wirtschaftlichkeit  der  Grubengasver-
 wertung  massiv  gefährdet.  Da  die  Einbeziehung  aus  der
 Novellierung  der  EU-Emissionshandelsrichtlinie  resul-
 tiert,  sollte  der  nationale  Gesetzgeber  geeignete  Kom-
 pensationsmaßnahmen  prüfen.  Zielführend  wäre  z.  B.
 eine  Anpassung  der  Mindesteinspeisevergütungen  für
 Strom  aus  Grubengas  im  EEG  und  die  zusätzliche  Ein-
 führung  eines  KWK-Bonus  analog  zur  Regelung  für
 Biogasanlagen.  Dabei  sollte  auch  die  Grundlastfähigkeit
 der  Grubengasverstromung  in  angemessener  Weise  be-
 rücksichtigt werden.

 8.  Zu Artikel  1 (§  2 Absatz  6 Satz  1 TEHG)

 In  Artikel  1  sind  in  §  2  Absatz  6  Satz  1  nach  dem  Wort
 „Treibstoffen“  die  Wörter  „bei  Flügen  im  Sinne  des  An-
 hangs  I  der  Richtlinie  2008/101/EG  des  Europäischen
 Parlaments  und  des  Rates  vom  19.  November  2008“  ein-
 zufügen.
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B e g r ü n d u n g

 Der  Anwendungsbereich  der  vorliegenden  TEHG-No-
 velle  geht  über  die  Richtlinie  2008/101/EG  des  Euro-
 päischen  Parlaments  und  des  Rates  vom  19.  November
 2008  hinaus  und  sollte  daher  an  die  Richtlinie  ange-
 passt  werden:  Laut  §  2  Absatz  6  Satz  1  TEHG  erstreckt
 sich  bei  Luftverkehrstätigkeiten  der  „Anwendungsbe-
 reich  dieses  Gesetzes  auf  alle  Emissionen  eines  Luft-
 fahrzeugs,  die  durch  den  Verbrauch  von  Treibstoffen
 entstehen“.  Mit  einem  so  definierten  Anwendungsbe-
 reich  würden  jedoch  auch  Sachverhalte  emissionshan-
 delspflichtig,  die  nicht  unter  den  Anwendungsbereich
 der  Richtlinie  2008/101/EG  fallen,  wie  z.  B.  Trieb-
 werkstestläufe  im  Rahmen  von  normalen  Wartungsar-
 beiten.  Die  vorgesehene  Regelung  würde  über  die  um-
 zusetzende  EU-Richtlinie  im  beträchtlichen  Umfang
 hinausgehen.  Es  sollte  daher  ein  Einklang  mit  der  Defi-
 nition  des  Anwendungsbereichs  in  Anhang  I  der  Richt-
 linie  2008/101/EG  hergestellt  werden.  Danach  erstreckt
 sich  der  Anwendungsbereich  auf  Kohlendioxidemissio-
 nen  aus  Flügen,  „die  auf  Flugplätzen  enden  oder  von
 Flugplätzen  abgehen,  die  sich  in  einem  Hoheitsgebiet
 eines  Mitgliedstaats  befinden,  auf  das  der  Vertrag  An-
 wendung findet“.

 9.  Zu Artikel  1 (§  3 Nummer  2 TEHG)

 In  Artikel  1  sind  in  §  3  Nummer  2  die  Wörter  „wer  eine
 genehmigungsbedürftige  Anlage  im  Sinne  des  §  4
 Absatz  1  Satz  3  des  Bundes-Immissionsschutzgesetzes
 betreibt“  durch  die  Wörter  „wer  im  Sinne  des  Bun-
 des-Immissionsschutzgesetzes  eine  genehmigungsbe-
 dürftige Anlage betreibt“ zu ersetzen.

 B e g r ü n d u n g

 Klarstellung,  dass  die  Einstufung  als  Anlagenbetreiber
 im  Sinne  des  TEHG  der  immissionsschutzrechtlichen
 Einstufung folgt.

 10.  Zu Artikel  1 (§  4 Absatz  1, 5 Satz  1 TEHG)

 In Artikel  1 ist §  4 wie folgt zu ändern:

 a)  Absatz  1 ist wie folgt zu fassen:

 „(1)  Die  Freisetzung  von  Treibhausgasen  durch
 eine  Tätigkeit  nach  Anhang  1  Teil  2  Nummer  1  bis
 32  bedarf  einer  Genehmigung.  Die  Genehmigung  ist
 zu  erteilen,  wenn  die  zuständige  Behörde  davon
 überzeugt  ist,  dass  der  Betreiber  in  der  Lage  ist,  die
 Emissionen  zu  überwachen  und  darüber  Bericht  zu
 erstatten  und  wenn  die  zuständige  Behörde  auf  der
 Grundlage  der  vorgelegten  Antragsunterlagen  die
 Angaben nach Absatz  3 festgestellt hat.“

 b)  In  Absatz  5  Satz  1  sind  vor  dem  Punkt  am  Satzende
 die  Wörter  „  ,  soweit  diese  Auswirkungen  auf  die
 Emissionen haben können“ einzufügen.

 B e g r ü n d u n g

 Zu Buchstabe a

 Redaktionelle  Klarstellung  und  Präzisierung  des  Ge-
 wollten.  Der  Wortlaut  stellt  in  Anlehnung  an  das
 Bundes-Immissionsschutzrecht  den  Charakter  der
 Emissionsgenehmigung  als  anlagenbezogene  (Realkon-

 zession)  und  nicht  betreiberbezogene  Genehmigung
 sicher.

 Die  Ergänzung  des  §  4  Absatz  1  Satz  2  („wenn  die  zu-
 ständige  Behörde  davon  überzeugt  ist,  dass  der  Betrei-
 ber  in  der  Lage  ist,  die  Emissionen  zu  überwachen  und
 darüber  Bericht  zu  erstatten  und“)  entspricht  dem  gel-
 tenden  §  4  Absatz  2  TEHG,  der  Artikel  6  Absatz  1  der
 Emissionshandelsrichtlinie  umsetzt.  Ohne  diese  Ergän-
 zung wäre die Umsetzung der EU-Richtlinie defizitär.

 Zu Buchstabe b

 Die  Ergänzung  entspricht  dem  bisherigen  §  4  Absatz  9
 TEHG.  Dadurch  wird  sichergestellt,  dass  nur  diejeni-
 gen  Änderungen  anzuzeigen  sind,  die  Auswirkungen
 auf  die  Emissionen  haben  können.  Andere  Änderungen
 der Anlage sind in diesem Kontext irrelevant.

 11.  Zu Artikel  1 (§  4 Absatz  4 TEHG)

 In Artikel  1 ist §  4 Absatz  4 wie folgt zu fassen:

 „(4)  Bei  Anlagen,  die  einer  Genehmigung  nach  §  4
 des  Bundes-Immissionsschutzgesetzes  bedürfen,  ist  die
 immissionsschutzrechtliche  Genehmigung  die  Geneh-
 migung  nach  Absatz  1.  Die  Absätze  2  und  3  finden  im
 immissionsschutzrechtlichen  Genehmigungsverfahren
 Anwendung,  soweit  sie  zusätzliche  Anforderungen  ent-
 halten.“

 B e g r ü n d u n g

 Die  Abspaltung  der  TEHG-Genehmigung  von  der
 Genehmigung  nach  dem  Bundes-Immissionsschutzge-
 setz  ist  neu  und  entbehrt  einer  sachlichen  Begründung.
 Darüber  hinaus  führt  sie  zu  einer  unnötigen  Verkompli-
 zierung  des  Verfahrens.  Dass  auf  Antrag  des  Betreibers
 eine  zusätzliche  Genehmigung  auch  für  die  „Altgeneh-
 migungen“  möglich  sein  soll,  führt  zu  weiteren  unnöti-
 gen  und  aufwändigen  Verwaltungsverfahren.  Hinzu
 kommen rechtliche Abgrenzungsschwierigkeiten.

 Demgegenüber  hat  sich  der  Status  quo  (BImSchG-Ge-
 nehmigung  ist  zugleich  die  Genehmigung  nach  TEHG)
 bewährt,  ermöglicht  schlanke  Verfahren  und  sollte  da-
 her beibehalten werden.

 12.  Zu Artikel  1 (§  9 Absatz  2 Satz  3 – neu – TEHG)

 In  Artikel  1  ist  in  §  9  Absatz  2  nach  Satz  2  folgender
 Satz einzufügen:

 „Die  Bekanntgabe  der  Frist  erfolgt  frühestens  nach
 Inkrafttreten  der  Rechtsverordnung  über  Zuteilungs-
 regeln gemäß §  10.“

 B e g r ü n d u n g

 Die  mindestens  dreimonatige  Frist  zur  Antragstellung
 ist  zu  begrüßen.  Allerdings  muss  hier  konkretisiert  wer-
 den,  dass  diese  Frist  frühestens  ab  Inkrafttreten  der
 Rechtsverordnung  über  Zuteilungsregeln  beginnen
 darf,  da  diese  Rechtsverordnung  die  notwendige
 Grundlage  für  den  Zuteilungsantrag  stellt.  Zu  Sicher-
 stellung  der  für  die  Wettbewerbsfähigkeit  der  Anlagen-
 betreiber  essentiellen  kostenlosen  Zuteilungen  von  Zer-
 tifikaten  ist  eine  korrekte  Antragstellung  notwendig.
 Dies  kann  den  Anlagenbetreibern  nur  ermöglicht
 werden,  wenn  dafür  ausreichend  Zeit  sowie  die
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notwendige  Software  zur  Verfügung  steht.  Im  Ver-
 gleich  zur  zweiten  Handelsperiode  müssen  für  den  An-
 trag  zur  dritten  Handelsperiode  nicht  ausschließlich  his-
 torische  Daten  berücksichtigt  werden,  sondern  vielmehr
 komplexe  Anlagen/Unteranlagen  sowie  Lieferketten  für
 Wärme abgefragt werden.

 13.  Zu Artikel  1 (§  9 Absatz  4a – neu – TEHG)

 In  Artikel  1  ist  in  §  9  nach  Absatz  4  folgender  Absatz  4a
 einzufügen:

 „(4a)  Die  zuständige  Behörde  entscheidet  über  die
 kostenlose  Zuteilung  von  Berechtigungen  in  besonde-
 ren  Härtefällen.  Näheres  regelt  die  Rechtsverordnung
 nach §  10.“

 F o l g e ä n d e r u n g e n

 In Artikel  1 ist §  10 Satz  3 wie folgt zu ändern:

 a)  In  Nummer  12  ist  das  Wort  „und“  durch  ein  Komma
 zu ersetzen.

 b)  In  Nummer  13  ist  der  Punkt  am  Satzende  durch  das
 Wort „und“ zu ersetzen.

 c)  Folgende Nummer  14 ist anzufügen:

 „14.  Ausnahmen in besonderen Härtefällen.“

 B e g r ü n d u n g

 Ähnlich  der  Regelung  im  Zuteilungsgesetz  2012  (§  12  –
 Besondere  Härtefallregelung)  ist  auch  in  der  dritten
 Handelsperiode  eine  Regelung  erforderlich,  die  beson-
 dere  atypische  Einzelfälle  wie  z.  B.  Kapazitätserweite-
 rungen,  Anlagenstillstände,  geringe  Produktionsauslas-
 tungen  außerhalb  von  Referenzperioden  und  sonstige
 besondere  Umstände,  die  sich  in  Folgejahren  nicht  wie-
 derholen,  berücksichtigt.  Wegen  der  langen  Dauer  der
 dritten  Handelsperiode  von  acht  Jahren  würde  eine  auf
 Grund  solcher  Einzelereignisse  zu  geringe  Ausstattung
 mit  Emissionsberechtigungen  zu  erheblichen  finanziel-
 len  Einbußen  und  Wettbewerbsverzerrungen  bei  den
 betroffenen Unternehmen führen.

 14.  Zu Artikel  1  (§  10 Satz  1 und §  28 Absatz  1, 2 und  3
 Satz  1 TEHG)

 In Artikel  1 ist wie folgt zu ändern:

 a)  In  §  10  Satz  1  ist  nach  den  Wörtern  „Rechtsverord-
 nung, die“ das Wort „nicht“ zu streichen.

 b)  In  §  28  Absatz  1,  2  und  3  Satz  1  ist  nach  den  Wör-
 tern  „Rechtsverordnung,  die“  das  Wort  „nicht“  zu
 streichen.

 B e g r ü n d u n g

 Die  Beteiligung  der  Länder  über  den  Bundesrat  ist  bei
 der  Ausgestaltung  des  untergesetzlichen  Regelwerks
 erforderlich,  um  sicherzustellen,  dass  die  bei  den  im-
 missionsschutzrechtlichen  Vollzugsbehörden  vorhande-
 nen  Erkenntnisse  zu  den  Anlagen  und  die  praktischen
 Erfahrungen  der  Vollzugsbehörden  der  Länder  in  das
 untergesetzliche  Regelwerk  einfließen  können.  Dies  be-
 trifft  eine  Vielzahl  von  Regelungen  wie  die  Bestim-
 mung  der  Produktionsmenge,  die  maßgebliche  Basis-
 periode,  die  Zuteilung  für  Kapazitätserweiterungen
 oder  Einzelheiten  zur  Ausgestaltung  der  Pflichtenbe-

 freiung  für  Kleinemittenden.  Auch  die  Ermächtigung
 zur  Übertragung  hoheitlicher  Aufgaben  auf  beliehene
 Dritte  bedarf  auf  Grund  der  damit  verbundenen  Kosten
 für  die  betroffenen  Anlagen  und  der  Landesbehörden
 der Zustimmung des Bundesrates.

 15.  Zu Artikel  1 (§  19 Absatz  1 Nummer  1 TEHG)

 In  Artikel  1  ist  §  19  Absatz  1  Nummer  1  wie  folgt  zu
 fassen:

 „1.  für  den  Vollzug  der  §§  4  bis  6  bei  genehmigungs-
 bedürftigen  Anlagen  nach  §  4  Absatz  1  Satz  3  des
 Bundes-Immissionsschutzgesetzes  die  dafür  nach
 Landesrecht  zuständigen  Behörden;  im  Genehmi-
 gungsverfahren  nach  §  6  Absatz  2  ist  dem  Umwelt-
 bundesamt  Gelegenheit  zur  Stellungnahme  zu  ge-
 ben.“

 B e g r ü n d u n g

 Eine  vollzugsrechtliche  Aufspaltung  zwischen  Ländern
 (Genehmigung  nach  §  4  TEHG-E)  und  Bund  (Genehmi-
 gung  des  Überwachungsplans  nach  §  6  TEHG- E)  kann
 sachlich  nicht  begründet  werden,  führt  zu  Friktionen  im
 Vollzug,  ist  für  den  Betreiber  nicht  nachvollziehbar  und
 widerspricht  dem  europarechtlichen  Anliegen,  den
 Überwachungsplan  mit  der  (TEHG- )  Genehmigung  zu
 verknüpfen.  Hinzu  kommt,  dass  hier  –  einmalig  für  das
 Umweltrecht  –  einer  praxisfernen  Bundesbehörde  anla-
 genbezogene  Vollzugsaufgaben  überantwortet  werden
 sollen,  die  dem  Grundsatz  des  Artikels  83  GG  klar  zu-
 widerlaufen.  Für  den  Ländervollzug  sprechen  schließ-
 lich  auch  Gesichtspunkte  des  Selbstverständnisses,  die
 ihren  Niederschlag  in  der  Kompetenzordnung  des
 Grundgesetzes  findet:  Zwar  handelt  es  sich  bei  dem
 Handel  mit  Treibhausgasen  um  ein  marktwirtschaftliches
 Instrument;  doch  knüpft  dieses  untrennbar  an  die  Geneh-
 migung  und  Überwachung  der  betroffenen  Industriean-
 lagen  an.  Mit  einer  künftig  nicht  auszuschließenden
 Ausweitung  der  erfassten  (handelbaren)  Schadstoffe
 (etwa  auf  SO2  und  NOx),  wird  die  Verknüpfung  zum  Im-
 missionsschutz  noch  deutlicher,  zumal  die  immissions-
 schutzrechtliche  Genehmigung  ohnehin  zugleich  die
 Genehmigung  nach  §  4  TEHG  darstellt  bzw.  nach  Vor-
 stellung  des  Bundesministeriums  für  Umwelt,  Natur-
 schutz  und  Reaktorsicherheit  gemäß  §  13  BImSchG
 „einkonzentriert“  werden  soll.  Eine  Abgabe  des  Vollzu-
 ges  der  anlagenbezogenen  Elemente  des  Handels  mit
 Treibhausgasen  an  den  Bund  würde  hingegen  die  Län-
 derkompetenz  an  zentraler  Stelle  schwächen  und  mittel-
 fristig  den  Ländervollzug  im  technischen  Umweltschutz
 in Frage stellen.

 Schließlich  ist  auch  Artikel  6  der  Richtlinie  2009/29/EG
 (ABl.  L  140  vom  5.6.2009,  S.  63)  zur  Änderung  der
 Richtlinie  2003/87/EG  über  ein  System  für  den  Handel
 mit  Treibhausgasemissionszertifikaten  in  der  Gemein-
 schaft  (ABl.  L  275  vom  25.10.2003,  S.  32)  der  enge  Zu-
 sammenhang  von  Emissionsgenehmigung  einerseits
 und  der  Genehmigung  der  so  genannte  Monitoringkon-
 zepte (Überwachungsplan) andererseits zu entnehmen.

 Da  das  Umweltbundesamt  die  Daten  der  Überwachungs-
 pläne  deutschlandweit  zusammenführt  und  zur  Euro-
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päischen  Kommission  weiterleitet,  ist  deren  Beteiligung
 im Genehmigungsverfahren sachgerecht.

 16.  Zu Artikel  1  (§  5 Absatz  1 und 3 – neu – und
 §  6 Absatz  2 Satz  4 TEHG)

 Artikel  1 ist wie folgt zu ändern:

 a)  §  5 ist wie folgt zu ändern:

 aa)  In  Absatz  1  ist  das  Datum  „31.  März“  durch  das
 Datum „1. März“ zu ersetzen.

 bb)  Folgender Absatz  3 ist anzufügen:

 „(3)  Der  Emissionsbericht  nach  Absatz  1  und
 der  Bericht  über  die  Prüfung  nach  Absatz  2
 werden  von  der  zuständigen  Behörde  stichpro-
 benartig  geprüft  und  der  nach  §  19  Absatz  1
 Nummer  3  zuständigen  Behörde  spätestens  bis
 zum 31.  März des Folgejahres zugeleitet.“

 b)  §  6 ist wie folgt zu ändern:

 aa)  In  Absatz  2  Satz  4  sind  die  Wörter  „in  den  Fäl-
 len  des  §  19  Absatz  1  Nummer  1  der  danach“
 durch  die  Wörter  „der  gemäß  §  19  Absatz  1
 Nummer  3“ zu ersetzen.

 bb)  Folgender Absatz  4 ist anzufügen:

 „(4)  Die  Genehmigung  des  Überwachungs-
 plans  ist  von  der  zuständigen  Behörde  innerhalb
 eines  Monats  nach  Erlangung  der  Rechtskraft
 an  die  Behörde  gemäß  §  19  Absatz  1  Nummer  3
 zu senden.“

 B e g r ü n d u n g

 Die  Änderungen  sind  durch  die  Änderung  der  Zustän-
 digkeiten (vgl. hierzu Nummer 15) erforderlich.

 17.  Zu Artikel  1 (§  23 Satz  4 – neu – TEHG)

 In  Artikel  1  ist  in  §  23  nach  Satz  3  folgender  Satz  ein-
 zufügen:

 „Wenn  die  Benutzung  elektronischer  Formatvorlagen
 vorgeschrieben  ist,  ist  die  Übermittlung  zusätzlicher
 Dokumente  als  Ergänzung  der  Formatvorlagen  mög-
 lich.“

 B e g r ü n d u n g

 Ein  ausschließliches  Vorschreiben  der  Benutzung  von
 elektrischen  Formatvorlagen  schränkt  die  Rechte  der
 Betreiber  erheblich  ein.  Es  kann  auch  erforderlich  sein,
 nicht  von  einem  Formular  erfasste  Angaben  zu  über-
 mitteln  oder  klarstellend  das  Anliegen  zu  erläutern.  Mit
 der  vorgeschlagenen  Öffnung  wird  die  Möglichkeit  für
 die  Betreiber  zwar  an  die  Nutzung  der  elektronischen
 Formatvorlagen  gekoppelt,  aber  als  deren  Ergänzung
 generell erlaubt.

 18.  Zu Artikel  1 (§  24 TEHG)

 In  Artikel  1  sind  in  §  24  die  Wörter  „jeweils  für  die
 Dauer  einer  Handelsperiode“  zu  streichen  sowie  die

 Wörter  „Nummer  8  bis  10“  durch  die  Wörter
 „Nummer  8 bis 11“ zu ersetzen.

 F o l g e ä n d e r u n g

 In  Artikel  1  ist  §  28  Absatz  1  Nummer  4  Buchstabe  b
 zu streichen.

 B e g r ü n d u n g

 In  komplexen  energetischen  Anlagenverbünden  kann
 die  Bildung  einheitlicher  Anlagen  gemäß  §  24  den
 administrativen  Aufwand  bei  der  Emissionsermittlung
 und  -berichterstattung  erleichtern  sowie  die  Genauig-
 keit erhöhen.

 Die  beabsichtigte  Regelung  schränkt  ohne  sachlichen
 Grund  die  Bildung  einheitlicher  Anlagen  im  Bereich
 der  Metallerzeugung  auf  diejenigen  Anlagen  ein,  die
 auch  bei  der  produktbezogenen  Zuteilung  kostenloser
 Berechtigungen  für  die  Produkte  Koks,  Roheisen,  Roh-
 stahl oder Sinter einheitlich betrachtet werden.

 An  Standorten  der  Stahlerzeugung  findet  aber  in  der
 Regel  auch  eine  erste  Verarbeitung  statt,  die  unter  die
 neu  aufgenommene  Tätigkeitsnummer  11  „Anlagen  zur
 Herstellung  oder  Verarbeitung  von  Eisenmetallen“
 (Walzwerke,  Öfen  zum  Wiederaufheizen,  Glühöfen,
 Schmiedewerke,  Gießereien,  Beschichtungs-  und  Beiz-
 anlagen)  fällt.  Diese  Anlagen  sind  Teil  des  energe-
 tischen  Anlagenverbundes  und  sollten  daher  auch  wei-
 terhin  in  die  einheitlichen  Anlagen  einbezogen  werden
 können,  wie  dies  heute  nach  §  25  der  aktuellen  Fassung
 des  TEHG  für  die  Weiterverarbeitungseinheiten  inner-
 halb  integrierter  Hüttenwerke  unter  der  Tätigkeit  nach
 Nummer  IXb der Fall ist.

 Zudem  muss  es  für  die  bisher  erteilten  rechtskräftigen
 Bescheide  Bestandsschutz  geben.  Diese  sollten  nicht
 der  Erfordernis  einer  erneuten  Genehmigung  unterzo-
 gen  bzw.  auch  nicht  auf  eine  Handelsperiode  begrenzt
 werden.

 Die  Verordnungsermächtigung  in  §  28  Absatz  1
 Nummer  4  Buchstabe  b  ist  zu  streichen,  wonach  die
 einheitliche  Anlage  auf  solche  Anlagen,  die  demselben
 Zweck  dienen  und  von  den  Zuteilungsregeln  für  das
 gleiche  Produkt  erfasst  sind,  verkleinert  werden  kann.
 Dies  würde  den  Sinn  der  einheitlichen  Anlage  konter-
 karieren,  da  die  Anlagen  integrierter  Hüttenwerke  in
 der  Regel  mit  bestimmten  Produktbenchmarks  korres-
 pondieren  und  somit  nicht  mehr  in  einer  einheitlichen
 Anlage zusammengefasst werden könnten.

 19.  Zu  Artikel  1  (§  27  Absatz  3  und  Anhang  5  Teil  2  TEHG)

 Artikel  1 ist wie folgt zu ändern:

 a)  §  27 Absatz  3 ist wie folgt zu fassen:

 ,(3)  Der  nach  Absatz  2  Satz  3  Nummer  1  letztend-
 lich  zu  zahlende  Ausgleichsbetrag  ergibt  sich
 aus  der  berechneten  Zahlungsverpflichtung,
 vermindert  um  einen  Betrag,  der  sich  aus  der
 Anwendung  eines  Kürzungsfaktors  auf  die
 Ausgleichszahlung  ergibt.  Der  Kürzungsfaktor
 entspricht  dem  Verhältnis  der  erreichten  Redu-
 zierung  des  spezifischen  Emissionswertes  in
 Prozentpunkten zu 1,74 Prozentpunkten.
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Die  Zahlungsverpflichtung  ist  das  Produkt  aus
 der  anzusetzenden  Menge  an  Emissionsberech-
 tigungen,  die  dem  Zukaufbedarf  für  das  jewei-
 lige  Berichtsjahr  der  Handelsperiode  2013  bis
 2020  entspricht,  und  dem  durchschnittlichen,
 volumengewichteten  Zuschlagspreis  der  Ver-
 steigerungen  nach  §  8  im  Berichtsjahr  oder  dem
 Kalenderjahr  vor  dem  Berichtsjahr,  je  nachdem,
 welcher  der  beiden  Zuschlagspreise  der  gerin-
 gere  ist;  für  das  Berichtsjahr  2013  ist  nur  der
 Zuschlagspreis  dieses  Berichtsjahres  maßgeb-
 lich.  Der  Zukaufbedarf  einer  Anlage  entspricht
 der  Differenz  zwischen  der  Emissionsmenge
 des  Vorjahrs  und  der  sich  aus  den  Berechnungs-
 vorschriften  der  Rechtsverordnung  nach  §  10
 ergebenden  Menge  an  Berechtigungen.  Die
 Einnahmen  aus  der  Ausgleichszahlung  stehen
 dem  Bund  zu  und  fließen  in  das  Sondervermö-
 gen „Energie- und Klimafonds“.‘

 b)  Anhang  5  Teil  2  ist  nach  der  Überschrift  wie
 folgt zu fassen:

 „Sofern  im  Fall  des  §  27  Absatz  4  Satz  4  in
 einem  Zeitraum  von  jeweils  drei  aufeinander
 folgenden  Berichtsjahren  die  Pflicht  nach  §  27
 Absatz  4  Satz  1  nicht  erfüllt  wurde,  ergibt  sich
 der  Ausgleichsbetrag  aus  der  berechneten
 Zahlungsverpflichtung  vermindert  um  einen  Be-
 trag,  der  sich  aus  der  Anwendung  eines  Kür-
 zungsfaktors  auf  die  berechnete  Zahlungsver-
 pflichtung  ergibt.  Der  Kürzungsfaktor  entspricht
 dem  Verhältnis  der  im  Dreijahreszeitraum
 erreichten  Reduzierung  des  spezifischen  Emis-
 sionswertes  in  Prozentpunkten  zu  5,22  Prozent-
 punkten.  Der  Betrag  der  Zahlungsverpflichtung
 berechnet  sich  nach  §  27  Absatz  3.  Für  die  in
 §  27  Absatz  4  Satz  5  geregelten  Fälle  gelten  die
 Sätze  2  bis  4  entsprechend,  wobei  die  maßgeb-
 lichen  Werte  an  die  verkürzten  Zeiträume  anzu-
 passen sind.“

 B e g r ü n d u n g

 Die  Voraussetzungen,  unter  denen  Kleinemittenten  von
 der  Teilnahme  am  Emissionshandel  für  die  Periode
 2013  bis  2020  befreit  werden  können,  sind  zu  restriktiv
 gefasst.  Artikel  27  Absatz  1  der  Richtlinie  2009/29/EG
 verlangt  als  Kompensation  für  die  Befreiung  lediglich
 Maßnahmen,  „mit  denen  ein  gleichwertiger  Beitrag  zur
 Emissionsminderung“  erzielt  wird.  Nach  dem  Gesetz-
 entwurf  ist  alternativ  die  Zahlung  eines  Ausgleichsbei-
 trags  (§  27  Absatz  2  Nummer  1  TEHG-E)  oder  eine
 Selbstverpflichtung  zu  spezifischen  Emissionsminde-
 rungen  (§  27  Absatz  2  Nummer  2  TEHG-E)  vorgese-
 hen.  Die  erste  Alternative,  die  eine  vollständige  Ab-
 schöpfung  der  „ersparten  Kosten“  vorsieht  und  damit
 eher  den  Charakter  einer  Sanktion  hat,  wird  dem  Anlie-
 gen der Richtlinie nicht gerecht.

 Im  derzeitigen  Gesetzentwurf  existiert  nur  eine  mini-
 male  Ausnahmeregelung  (Härtefallregelung):  ein  glei-
 tender  Abschlag,  wenn  die  jährliche  Minderungsleis-
 tung  über  1,6  Prozent,  aber  unter  den  geforderten
 1,74  Prozent  lag.  Selbst  wenn  z.  B.  die  Selbstverpflich-
 tung  zu  spezifischen  Emissionsminderungen  jährlich

 bereits  mit  1,67  Prozent  der  1,74  Prozent,  und  damit
 mit  über  90  Prozent  der  Emissionsminderung  erfüllt
 würde,  bliebe  dem  Anlagenbetreiber  eine  Last  von  im-
 merhin  noch  rd.  50  Prozent  an  Ausgleichszahlungen
 aufgebürdet.  Werden  die  zusätzlichen  hohen  Investi-
 tionskosten  für  diese  Emissionsminderungen  dazu
 addiert,  bietet  der  jetzige  Gesetzentwurf  keinerlei  An-
 reize  zur  Emissionsminderung  –  ganz  im  Gegenteil.
 Nach  dem  neuen  Ansatz  richtet  sich  die  Ausgleichszah-
 lung  nach  dem,  was  tatsächlich  an  Minderungsleistung
 erbracht  wurde.  Hierdurch  würde  der  finanzielle  Anreiz
 für  Emissionsminderungen  deutlich  erhöht.  Zudem
 stellt  es  eine  lineare  Lösung  dar,  die  keine  Bruchstelle
 bei  1,6  Prozent  aufweist  und  so  Ungerechtigkeiten  und
 Manipulationen verhindert.

 Zusätzlich  sind  die  Belastungen  aus  dem  Emissions-
 handel  für  Kleinanlagen  –  und  damit  auch  insbesondere
 für  den  Mittelstand  –  überproportional  hoch.  Zum
 einen,  weil  die  administrativen  Kosten  des  Emissions-
 handels  im  Verhältnis  zur  produzierten  Menge  viel
 höher  sind  (Berichtspflicht  bleibt).  Zum  anderen,  weil
 auch  das  Minderungspotenzial  bei  kleineren  Anlagen
 oft  geringer  ist,  als  bei  größeren.  Darüber  hinaus  ist  für
 viele  Anlagen  die  avisierte  gleichmäßige  jährliche  Min-
 derung  schon  rein  technisch  nicht  möglich,  weshalb  ein
 Dreijahreszeitraum betrachtet werden müsste.

 20.  Zu Artikel  1 (§  27 Absatz  5 Satz  1TEHG)

 In  Artikel  1  ist  §  27  Absatz  5  Satz  1  wie  folgt  zu
 ändern:

 a)  Die  Angabe  „15  000  Tonnen“  ist  durch  die  Angabe
 „25 000 Tonnen“ zu ersetzen.

 b)  Das  Wort  „zwei“  ist  durch  das  Wort  „drei“  zu  erset-
 zen.

 F o l g e ä n d e r u n g

 In Artikel  1 ist §  27 Absatz  5 Satz  2 zu streichen.

 B e g r ü n d u n g

 Eine  tatsächliche  Entlastung  für  Kleinemittenten  sollte
 unbürokratisch  erreicht  werden.  Die  EU-Richtlinie  ist
 1:1  umzusetzen.  Die  Ausdifferenzierung  des  Schwel-
 lenwertes  auf  15  000  t  CO2/a  führt  zu  weiteren  bürokra-
 tischen  Hürden  für  Kleinemittenten  und  ist  nicht  nach-
 vollziehbar.

 21.  Zu Artikel  1 (§  27 Absatz  6 Satz  2 TEHG)

 In  Artikel  1  sind  in  §  27  Absatz  6  Satz  2  nach  der  An-
 gabe  „Absatz  1“  die  Wörter  „und  erhält  eine  Zuteilung
 gemäß §  8 oder §  9“ einzufügen.

 B e g r ü n d u n g

 Dies ist eine Klarstellung des Gewollten.

 Gemäß  Artikel  27  Absatz  1  Buchstabe  c  der  Emissions-
 handelsrichtlinie  fällt  der  Anlagenbetreiber  einer  Klein-
 anlage  bei  Überschreiten  der  Grenze  an  Kohlendioxid-
 äquivalenten  in  das  Emissionshandelssystem  zurück.
 Gemäß  Artikel  27  Absatz  3  der  Emissionshandelsricht-
 linie  erhalten  Kleinanlagen,  die  in  das  Gemeinschafts-
 system  wieder  einbezogen  werden,  für  den  Rest  des
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Handelszeitraums  wieder  Zertifikate.  Ferner  ist  dabei
 §  27 Absatz  1 Satz  3 zu berücksichtigen.

 22.  Zu Artikel  1 (§  27 TEHG)

 In  Artikel  1  sind  in  §  27  vereinfachte  Anforderungen  an
 die  Überwachung  (Monitoring),  die  Emissionsbericht-
 erstattung  (Reporting)  und  die  Prüfung  (Verifizierung)
 bei Kleinemittenten aufzunehmen.

 B e g r ü n d u n g

 Um  Klein-  und  Kleinstemittenten  von  bürokratischen
 Anforderungen  zu  entlasten,  sind  die  diesbezüglichen
 Regelungen  zu  konkretisieren  und  zu  differenzieren.
 Dabei  ist  die  Möglichkeit  einer  sehr  vereinfachten
 Berichterstattung  für  Anlagen  mit  Emissionsmengen
 von  unter  5  000  Tonnen  Treibhausgasäquivalenten  pro
 Jahr  einzurichten.  Im  derzeit  laufenden  europäischen
 Verordnungsgebungsverfahren  zur  Monitoring-Verord-
 nung  besteht  noch  die  Möglichkeit  darauf  hinzuwirken,
 dass  diese  entsprechend  gestaltet  wird.  Dabei  sollte  die
 Intention  des  Artikels  27  der  Richtlinie  2003/87/EG  für
 diese  Anlagengruppe  auf  eine  differenzierte  Weise  aus-
 gestaltet werden.

 23.  Zu Artikel  1  (§  28 Absatz  1 Nummer  4 Buchstabe a
 TEHG)

 Der  Bundesrat  bittet  die  Bundesregierung,  von  der  Ver-
 ordnungsermächtigung  in  §  28  Absatz  1  Nummer  4
 Buchstabe  a  TEHG-E  zeitnah  und  umfassend  Gebrauch
 zu  machen.  Denn  es  sollte  möglichst  vielen  Unter-
 nehmen  das  Recht  eingeräumt  werden,  die  mit  dem
 Emissionshandel  verbundenen  erheblichen  Bürokratie-
 kosten  durch  eine  Zusammenfassung  von  Anlagen  zu
 einer  einheitlichen  Anlage  im  Sinne  von  §  24  TEHG-E
 zu senken.

 24.  Zu Artikel  1 (§  28 Absatz  2 Nummer  1 TEHG)

 In  Artikel  1  sind  in  §  28  Absatz  2  Nummer  1  die  Wör-
 ter  „nicht  den  Vollzug  des  §  4  betreffen  und“  zu  strei-
 chen.

 B e g r ü n d u n g

 Die  Ermächtigung  bezieht  sich  ausdrücklich  auf  §  5.  Es
 ist  irritierend  und  nicht  nötig,  auf  Regelungsgegen-
 stände  einer  anderen  Vorschrift  des  Gesetzes  einzuge-
 hen.

 25.  Zu Artikel  1 (§  32 Absatz  1 TEHG)

 In  Artikel  1  sind  in  §  32  Absatz  1  im  Einleitungssatz
 nach  den  Wörtern  „Ordnungswidrig  handelt,  wer“  die
 Wörter „vorsätzlich oder grob fahrlässig“ einzufügen.

 B e g r ü n d u n g

 Die  Ausweitung  der  Tatbestände  für  Ordnungswidrig-
 keiten  im  Rahmen  der  Berichterstattung  birgt  für  die
 Betreiber  die  Gefahr  hoher  Bußgeldzahlungen  bei  ge-
 ringen  absichtslosen  Verfehlungen.  Zur  Wahrung  der
 Verhältnismäßigkeit  der  Mittel  sollte  das  bußgeldbe-
 wehrte  Verschulden  näher  definiert  werden.  Man  kann
 nach  der  Rechtsprechung  davon  ausgehen,  dass  die
 Formulierung  des  Gesetzestextes  nur  vorsätzliches

 Handeln  voraussetzt,  eine  Klarstellung  dient  aber  der
 Rechtssicherheit.

 26.  Zu Artikel  1  (Anhang  1  Teil  2  Nummer  1,  5,  11,  13,  19
 und  22 TEHG)

 In  Artikel  1  sind  in  Anhang  1  Teil  2  in  den  Nummern  1,
 5,  11,  13,  19  und  22  die  Wörter  „20  MW  oder  mehr“
 durch die Wörter „mehr als 20  MW“ zu ersetzen.

 B e g r ü n d u n g

 Berücksichtigung  des  Schwellenwertes  der  Feuerungs-
 wärmeleistung  von  über  20  MW  gemäß  Anhang  1  der
 Richtlinie  2009/29/EG  des  Europäischen  Parlaments
 und  des  Rates  vom  23.  April  2009  zur  Änderung  der
 Richtlinie  2003/87/EG  zwecks  Verbesserung  und  Aus-
 weitung  des  Gemeinschaftssystems  für  den  Handel  mit
 Treibhausgasemissionszertifikaten  (1:1-Umsetzung  der
 Emissionshandelsrichtlinie).

 27.  Zu Artikel  1 (TEHG)

 Der  Bundesrat  bittet  die  Bundesregierung,  bei  der  Aus-
 gestaltung  des  Emissionshandels  auf  nationaler  und
 europäischer  Ebene  darauf  zu  achten,  dass  Erleichterun-
 gen  für  Forschungs-,  Entwicklungs-  und  Demonstra-
 tionsanlagen  zur  innovativen  Umwandlung  von  Kohle
 und Biomasse in Gas eingeräumt werden.

 B e g r ü n d u n g

 Die  Entwicklung  neuer  Technologien  zur  umwelt-  und
 klimaverträglichen  Erzeugung  von  Chemierohstoffen
 aus  Kohle  und  Biomasse  stellt  für  die  Energieverfah-
 renstechnik  in  Deutschland  gegenwärtig  eine  der  größ-
 ten  Herausforderungen  dar.  Als  sehr  vielversprechend
 werden  Projekte  der  heimischen  Kohlenutzung,  ins-
 besondere  die  Erforschung  von  innovativen  Technolo-
 gien  zur  Umwandlung  von  Kohle  in  Gas,  angesehen.
 Die  Umsetzung  dieser  Projekte  soll  nicht  durch  restrik-
 tive  Auflagen  aus  dem  Emissionshandel  behindert  wer-
 den.  Es  sollen  im  Gegenteil  Erleichterungen  wie  die
 Bereitstellung  von  Fördermitteln  oder  kostenfreien
 CO2-Emissionsberechtigungen  in  Betracht  gezogen
 werden.

 28.  Zum Gesetzentwurf allgemein

 Die  Bundesregierung  wird  gebeten,  von  den  in
 Artikel  10a  Absatz  6  der  EU-Richtlinie  2009/29/EU  er-
 öffneten  Möglichkeiten  der  Einführung  finanzieller
 Maßnahmen  zu  Gunsten  der  Sektoren  bzw.  Teilsekto-
 ren,  für  die  ein  erhebliches  Risiko  einer  Verlagerung
 der  CO2-Emissionen  durch  auf  den  Strompreis  überge-
 wälzte  Kosten  der  Treibhausgasemissionen  ermittelt
 wurde,  zeitnah  und  umfassend  Gebrauch  zu  machen
 und  den  Gestaltungsspielraum,  den  die  Europäische
 Union  den  Mitgliedstaaten  durch  diese  Bestimmung
 einräumt, vollständig zu nutzen.

 B e g r ü n d u n g

 Nach  Artikel  10a  Absatz  6  der  EU-Richtlinie  2009/29/
 EU  können  die  Mitgliedstaaten  zu  Gunsten  der  Sekto-
 ren  bzw.  Teilsektoren,  für  die  ein  erhebliches  Risiko-
 einer  Verlagerung  der  CO2-Emissionen  durch  auf  den
 Strompreis  übergewälzte  Kosten  der  Treibhausgasemis-
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sionen  ermittelt  wurde,  finanzielle  Maßnahmen  einfüh-
 ren,  um  die  Kosten  auszugleichen,  sofern  dies  mit  den
 geltenden  und  künftigen  Regeln  für  staatliche  Beihilfen
 vereinbar ist.

 Eine  1:1-Übertragung  dieser  Bestimmungen  findet  sich
 im  vorliegenden  Gesetzentwurf  nicht  wieder.  Im  Hin-
 blick  auf  die  betroffenen  Unternehmen  sollten  jedoch
 zeitnah  entsprechende  Regelungen  zur  Nutzung  der  von
 der EU hier gewährten Spielräume ergriffen werden.

 Gegenäußerung der Bundesregierung

 Die  Bundesregierung  äußert  sich  zu  der  Stellungnahme  des
 Bundesrates wie folgt:

 Zu Nummer  1 (TEHG allgemein)

 Die  Bundesregierung  stimmt  dem  Vorschlag  zu  Nummer  1,
 erster und zweiter Spiegelstrich, nicht zu.

 Die  Einnahmen  des  Bundes  aus  dem  Emissionshandel  wer-
 den  bereits  seit  2008  für  zusätzliche  energie-  und  klimapoli-
 tische  Maßnahmen  insbesondere  im  Rahmen  der  Nationalen
 Klimaschutzinitiative  und  des  internationalen  Klimaschut-
 zes  eingesetzt.  Die  ab  2013  zu  erwartenden  zusätzlichen
 Erlöse  sind  gesetzlich  dem  Energie-  und  Klimafonds  für
 dringend  notwendige  zusätzliche  Maßnahmen  des  Bundes
 im  Bereich  Klima-  und  Energiepolitik  zugewiesen  worden.
 Eine  Entlastungswirkung  für  den  Bundeshaushalt  wird  so-
 mit  nicht  generiert.  Der  Bundesrat  hat  der  gesetzlichen  Fest-
 legung  der  Mittelverwendung  über  den  Energie-  und  Klima-
 fonds  im  Übrigen  mit  Beschluss  vom  26.  November  2010
 zugestimmt.

 Die  Forderung  nach  dem  zweiten  Spiegelstrich,  Steuermin-
 dereinnahmen  der  Länder  und  Gemeinden  zu  kompensie-
 ren,  entbehrt  einer  Grundlage  schon  allein  deshalb,  weil  in
 der  Gesamtbetrachtung  für  Länder  und  Kommunen  wie  für
 den Bund keine negativen Steuereffekte generiert werden.

 Der  Bundesrat  betrachtet  ausschließlich  die  steuerlichen
 Effekte  des  Übergangs  von  der  weitgehend  kostenlosen  Zu-
 teilung  zu  einer  überwiegenden  Versteigerung  ab  2013.  Dies
 ist  eine  unzulässige  Verengung  des  Sachverhalts.  Wenn  die
 steuerlichen  Auswirkungen  des  Emissionshandels  unter-
 sucht  werden,  dann  müssen  die  Gesamteffekte  seit  Einfüh-
 rung im Jahr 2005 betrachtet werden.

 Zunächst  einmal  kommt  es  zu  den  behaupteten  Minder-
 einnahmen  der  Länder  und  Kommunen  aus  Betriebskosten-
 abzug  nur  insoweit,  als  es  den  betroffenen  Unternehmen
 nicht  gelingt,  die  Lasten  auf  die  Endverbraucherpreise  zu
 überwälzen.  Dies  ist  nach  Einführung  des  Emissionshandels
 bei  den  hier  vorrangig  in  Rede  stehenden  Energieversor-
 gungsunternehmen  in  großem  Umfang  erfolgt.  Dies  haben
 zahlreiche  Untersuchungen  eindeutig  belegt.  Dem  Betriebs-
 kostenabzug  stehen  somit  zusätzliche  Erträge  der  Unterneh-
 men gegenüber.

 Hinzu  kommt,  dass  in  der  ersten  und  zweiten  Handelsperiode
 von  2005  bis  2012  die  Zuteilung  der  Zertifikate  ganz  über-
 wiegend  kostenlos  erfolgte  und  insoweit  gar  kein  Betriebs-
 kostenabzug  stattfand.  Mit  der  erfolgten  Überwälzung  der
 Zertifikatskosten  sind  somit  den  Energieversorgern  ganz
 erhebliche  Zusatzgewinne  (windfall  profits)  zugeflossen,  die
 zu  zusätzlichen  Steuereinnahmen  geführt  haben.  Dies  hat  in
 den  letzten  Jahren  auch  Länder  und  Kommunen  entlastet.

 Wenn  nunmehr  mit  dem  vorliegenden  Gesetzentwurf  im  Be-
 reich  der  Energieversorger  eine  vollständige  Versteigerung
 der  Zertifikate  eingeführt  wird,  kommt  es  zum  einen  zu
 einem  gewissen  Abschmelzen  der  vorgenannten  Zusatzge-
 winne  und  daraus  erzielter  Steuermehreinnahmen.  CO2-freie
 Energieträger  werden  aufgrund  des  gestiegenen  Stromprei-
 ses  auch  weiterhin  erhebliche  Zusatzgewinne  mit  entspre-
 chenden Steuereffekten erzielen.

 Zum  anderen  könnte  der  in  dem  Antrag  angeführte  Be-
 triebskostenabzug  der  käuflich  erworbenen  Zertifikate  zwar
 im  Übergang  von  2012  nach  2013  zu  steuerlichen  Minder-
 einnahmen  bei  Bund,  Länder  und  Kommunen  führen.  Wenn
 man  jedoch  die  vorgenannten  Gesamteffekte  des  Emissions-
 handels  seit  2005  einbezieht  und  dabei  insbesondere  die  er-
 folgte  Einpreisung  berücksichtigt,  bleiben  unter  dem  Strich
 für  Bund,  Länder  und  Kommunen  nicht  –  wie  in  dem  An-
 trag  unterstellt  –  negative,  sondern  positive  Steuereffekte  –
 z.  B.  weil  CO2-freie  Energieträger  auch  nach  Übergang  zur
 Vollversteigerung  noch  erhebliche  Zusatzgewinne  generie-
 ren  werden.  Für  eine  Kompensation  besteht  bereits  deshalb
 kein Anlass.

 Die  im  Energie-  und  Klimafonds  verankerten  Maßnahmen
 werden,  wie  die  Bundesregierung  im  Rahmen  der  Beratun-
 gen  im  Bundesrat  zur  Kernbrennstoffsteuer  zugesagt  hat,  im
 Rahmen  der  Fachministerkonferenzen  mit  den  Ländern  be-
 raten.  Es  darf  auch  nicht  übersehen  werden,  dass  die  Maß-
 nahmen  auch  Ländern  und  Kommunen  zugute  kommen.
 Allein  aus  dem  im  Rahmen  der  nationalen  Klimaschutz-
 initiative  durchgeführten  Programm  zur  Förderung  von
 Klimaschutzprojekten  der  Kommunen  wurden  bisher  über
 60  Mio.  Euro  bereitgestellt.  Und  der  Wirtschaftsplan  des
 Energie-  und  Klimafonds  enthält  an  verschiedenen  Stellen
 Maßnahmen mit Länder- und Kommunalbezug.

 Zu  Nummer  1,  dritter  Spiegelstrich,  unterstreicht  die  Bun-
 desregierung  die  Bedeutung  der  unter  anderem  im  Rahmen
 der  nationalen  Klimaschutzinitiative  eingeführten  energie-
 und  klimapolitischen  Programme.  Die  Bundesregierung  be-
 hält  sich  allerdings  vor,  im  Rahmen  der  aktuellen  energie-
 politischen  Diskussion  Schwerpunkte  neu  zu  setzen.  Eine
 unveränderte  Fortführung  kann  daher  zurzeit  nicht  zuge-
 sichert  werden.  Es  wird  aber  bei  dem  Grundsatz  bleiben,
 dass  Maßnahmen  im  Rahmen  des  Sondervermögens
 „Energie-  und  Klimafonds“  zusätzlich  zu  vergleichbaren
 Maßnahmen des Bundeshaushalts veranschlagt werden.

 Zu Nummer  2 (Zur Eingangsformel)

 Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.

 Die  Bundesregierung  weist  darauf  hin,  dass  Artikel  105
 Absatz  3  GG  nicht  zur  Zustimmungspflichtigkeit  des  Geset-
 zes  führt.  Nach  dieser  Vorschrift  bedürfen  Bundesgesetze
 über  Steuern,  deren  Aufkommen  den  Ländern  oder  den  Ge-
 meinden  ganz  oder  zum  Teil  zufließt,  der  Zustimmung  des
 Bundesrates.  Der  vorliegende  Gesetzentwurf  aktualisiert
 rechtsförmlich  die  Verweise  im  Umsatzsteuergesetz  auf  das
 Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz.  Das  Bundesverfas-
 sungsgericht  (BVerfGE  14,  197,  220)  hat  aber  schon  früh
 entschieden,  dass  Artikel  105  Absatz  3  GG  den  Sinn  hat,  die
 materiellen  Interessen  der  Länder  im  Hinblick  auf  die  vor-
 genommene  Aufteilung  des  Steueraufkommens  zwischen
 Bund  und  Ländern  zu  wahren  und  nicht  auf  Gesetzesände-
 rungen  ausgedehnt  werden  kann,  die  nicht  speziell  die
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Steuererhebung  betreffen.  Die  Aktualisierung  der  Verweise
 auf  das  TEHG  führt  zu  keinerlei  inhaltlichen  Änderungen
 im  UStG.  Diese  rein  rechtsförmliche  Anpassung  löst  die
 Zustimmungspflicht  nach  Artikel  105  Absatz  3  GG  nicht
 aus.

 Auch  die  Übertragung  von  bisherigen  Landesaufgaben  an
 den  Bund  macht  das  Gesetz  ebenso  wenig  zustimmungs-
 pflichtig  wie  die  Ausweitung  des  Anwendungsbereichs  des
 TEHG.  Die  Zustimmungstatbestände  sind  im  Grundgesetz
 abschließend  geregelt.  Allein  aus  einer  besonderen  Länder-
 betroffenheit  kann  sich  keine  Zustimmungsbedürftigkeit
 ergeben;  maßgeblich  ist  allein  die  verfassungsrechtliche
 Einordnung des Gesetzes.

 Nach  Artikel  84  Absatz  1  regeln  die  Länder  bei  Durch-
 führung  von  Bundesgesetzen  als  eigene  Angelegenheit  die
 Einrichtung  von  Behörden  und  das  Verwaltungsverfahren.
 Enthält  das  Bundesgesetz  hierzu  Vorgaben,  können  die  Län-
 der  davon  abweichende  Regelungen  treffen  (Artikel  84
 Absatz  1  Satz  2  GG).  In  Ausnahmefällen  kann  der  Bund
 wegen  eines  besonderen  Bedürfnisses  nach  bundeseinheit-
 licher  Regelung  das  Verwaltungsverfahren  ohne  Abwei-
 chungsmöglichkeit  für  die  Länder  regeln;  in  diesen  Fällen
 bedürfen  die  Bundesgesetze  der  Zustimmung  des  Bundes-
 rates  (Artikel  84  Absatz  1  Satz  5  und  6  GG).  Ein  solcher
 Fall ist vorliegend nicht gegeben.

 Artikel  87  Absatz  3  Satz  1  GG,  der  vorliegend  die  verfas-
 sungsrechtliche  Grundlage  für  die  Begründung  der  Verwal-
 tungskompetenz  des  Bundes  ist  (§  19  Absatz  1  Nummer  3
 TEHG), normiert keine Zustimmungspflichtigkeit.

 Zu Nummer  3
 (§  2 Absatz  4 Satz  2 – neu – und Anhang  1 Teil  1 Nummer  1
 Satz  1 TEHG)

 Zu Buchstabe a

 Die  Bundesregierung  stimmt  dem  Grundanliegen  des  Vor-
 schlags zu und wird die Übernahme des Vorschlags prüfen.

 Auch  bei  immissionsschutzrechtlich  genehmigten  Anlagen,
 die  ein  oder  mehrere  Verbrennungseinheiten  nach  Anhang  1
 Teil  2  Nummer  1  umfassen,  sollen  die  in  der  BImSchG-Ge-
 nehmigung  enthaltenen  Festlegungen  über  die  räumliche
 Abgrenzung  dieser  Verbrennungseinheiten  maßgeblich  sein.

 Zu Buchstabe b

 Die  Bundesregierung  stimmt  dem  klarstellenden  Vorschlag
 zu.

 Zu Nummer  4  (§  2 Absatz  5 Nummer  2 TEHG)

 Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.

 In  §  2  Absatz  5  Nummer  2  des  Regierungsentwurfs  wird
 darauf  abgestellt,  dass  die  betreffenden  Anlagen  nach  ihrer
 immissionsschutzrechtlichen  Genehmigung  nur  die  genann-
 ten  Brennstoffe  verwenden  dürfen.  Dies  ist  wichtig,  damit
 dauerhaft  und  ex  ante  bestimmbar  ist,  ob  eine  Anlage  vom
 Emissionshandelssystem  erfasst  ist  oder  nicht  und  diese
 Eigenschaft  sich  nicht  ständig  ändert.  Wenn  eine  Anlage
 keine  entsprechende  Beschränkung  auf  die  genannten
 Brennstoffe  in  ihrer  immissionsschutzrechtlichen  Genehmi-
 gung  hat,  ist  nicht  ersichtlich,  woraus  sich  ergeben  sollte,

 dass  sie  nur  diese  Stoffe  verwenden  darf.  §  2  Absatz  5
 Nummer  2  würde  bei  solchen  Anlagen  auch  nach  dem  For-
 mulierungsvorschlag  des  Bundesrates  nicht  zur  Anwendung
 kommen.

 Zu Nummer  5 (§  2 Absatz  5 Nummer  2 TEHG)

 Die  Bundesregierung  stimmt  dem  Grundanliegen  des  Vor-
 schlags zu und wird die Übernahme des Vorschlags prüfen.

 Zu Nummer  6 (§  2 Absatz  5 Nummer  3 TEHG)

 Der  Vorschlag  des  Bundesrates  ist  im  Rahmen  der  Vorgaben
 der  Emissionshandelsrichtlinie  aus  Sicht  der  Bundesregie-
 rung  zu  weitgehend.  Die  Bundesregierung  ist  jedoch  bereit,
 die  Heizwertschwelle  im  Lichte  des  Vorschlags  noch  einmal
 zu überprüfen.

 Zu Nummer  7 (§  2 Absatz  5 TEHG)

 Die  Bundesregierung  nimmt  die  Position  des  Bundesrates
 zur Kenntnis.

 Die  EU-Kommission  hatte  bereits  kritische  Nachfragen  zur
 Privilegierung  von  Grubengas-Kraftwerken  im  aktuellen
 TEHG  gestellt.  Mit  der  Einführung  der  Vollauktionierung
 für  Kraftwerke  ist  die  Rechtfertigung  der  bisherigen  Aus-
 nahmen  entfallen,  da  damit  die  Möglichkeit  einer  kosten-
 losen  Zuteilung  neben  der  EEG-Vergütung  wegfällt.  Die
 Bundesregierung  wird  die  Auswirkungen  auf  die  betroffe-
 nen  Grubengaskraftwerke  und  etwaige  Konsequenzen  für
 die  Mindesteinspeisevergütung  und  den  KWK-Bonus  im
 Rahmen  des  Erfahrungsberichts  zum  EEG  prüfen.  Dabei  ist
 insbesondere  zu  berücksichtigen,  dass  von  der  Einbezie-
 hung  in  den  Emissionshandel  nur  wenige  Grubengas-Kraft-
 werke  betroffen  sind,  die  zumeist  in  Kraft-Wärme-Kopp-
 lung  betrieben  werden  und  für  die  ausgekoppelte
 Wärmeproduktion  eine  kostenlose  Zuteilung  von  Emis-
 sionszertifikaten erhalten.

 Zu Nummer  8 (§  2 Absatz  6 Satz  1 TEHG)

 Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.

 Die  vorgeschlagene  Änderung  ist  unnötig.  Nach  §  2
 Absatz  1  Satz  1  des  Regierungsentwurfs  gilt  das  TEHG  nur
 für  die  Emission  der  in  Anhang  1  Teil  2  des  Entwurfs  ge-
 nannten  Treibhausgase  durch  die  dort  genannten  Tätigkei-
 ten.  Nach  Anhang  1  Nummer  33  sind  Flüge  –  mit  den  Ein-
 schränkungen  nach  Anhang  I  der  Richtlinie  2003/87/EG  –
 als  einzige  Tätigkeit  von  Luftfahrzeugbetreibern  vorgese-
 hen.  §  2  Absatz  6  Satz  1  und  2  des  Regierungsentwurfs  stel-
 len  klar,  dass  alle  Emissionen  aus  dem  Verbrauch  von  Treib-
 stoffen  und  nicht  nur  die  bestimmter  Motoren  vom  Gesetz
 umfasst  sind.  Damit  wird  Ziffer  2.2.  Absatz  2  Satz  1  der
 Monitoring-Leitlinien  (Entscheidung  2007/589/EG),  die
 von  der  Europäischen  Kommission  nach  Artikel  14  der
 Richtlinie  2003/87/EG  erlassen  worden  sind,  umgesetzt.
 Diese  Vorschrift  ändert  aber  nichts  daran,  dass  der  Anwen-
 dungsbereich  des  TEHG  nur  die  Tätigkeiten  nach  Anhang  1
 umfasst  und  damit  der  Richtlinie  entspricht.  Auch  aus  §  5
 Absatz  1  und  §  7  Absatz  1  Satz  1  des  Entwurfs  geht  hervor,
 dass  nur  über  die  Emissionen  aus  Tätigkeiten  berichtet  und
 dafür  Emissionsberechtigungen  abgegeben  werden  müssen.
 Triebwerktestläufe  werden  nicht  von  den  Tätigkeiten  nach
 Anhang  1  umfasst.  Der  Änderungsvorschlag  würde  daher
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keine  inhaltliche  Änderung  bewirken.  Jedoch  ist  es  unnötig,
 in  den  einzelnen  Absätzen  des  §  2  noch  einmal  die  Be-
 schränkung  des  Anwendungsbereichs  auf  die  Tätigkeiten  zu
 wiederholen.

 Zu Nummer  9 (§  3 Nummer  2 TEHG)

 Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

 Zu Nummer  10 (§  4 Absatz  1, 5 Satz  1 TEHG)

 Zu Buchstabe a

 Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.

 Nach  der  Konzeption  des  TEHG-Entwurfs  stellt  die  Emis-
 sionsgenehmigung  fest,  ob  und  mit  welchen  Anlagenteilen
 und  Emissionsquellen  eine  Anlage  dem  Emissionshandel
 unterliegt.  Für  die  Erteilung  der  Emissionsgenehmigung
 sind  wie  bisher  die  Landesbehörden  zuständig.  Alle  Aufga-
 ben,  die  das  Emissionsmonitoring  betreffen,  werden  hinge-
 gen  vom  Umweltbundesamt  wahrgenommen.  Neben  der
 Überprüfung  der  regelmäßigen  Emissionsberichterstattung
 betrifft  dies  insbesondere  auch  die  Genehmigung  des  anla-
 genbezogenen  Überwachungsplans  als  Grundlage  der  Emis-
 sionsberichterstattung.  Mit  der  Genehmigung  des  Über-
 wachungsplans  als  vollständige  Darstellung  der  Emissions-
 ermittlung  erübrigt  sich  eine  zusätzliche  Entscheidung,  ob
 der  Betreiber  grundsätzlich  in  der  Lage  ist,  über  seine  Emis-
 sionen  zu  berichten.  Eine  Aufhebung  dieser  klaren  Tren-
 nung  zwischen  der  Feststellung  der  Emissionshandelspflicht
 in  der  Emissionsgenehmigung  und  allen  Fragen  im  Zusam-
 menhang  mit  der  Emissionsberichterstattung  würde  zu  einer
 verfassungswidrigen Mischverwaltung führen.

 Zu Buchstabe b

 Die  Bundesregierung  stimmt  dem  Grundanliegen  des  Vor-
 schlags zu und wird die Übernahme des Vorschlags prüfen.

 Bereits  nach  dem  Wortlaut  des  §  4  Absatz  5  Satz  1  sind  nur
 Änderungen  „in  Bezug  auf  die  Angaben  nach  Absatz  3“
 mitzuteilen,  also  nur  solche  Änderungen,  die  Auswirkungen
 auf  einbezogenen  Emissionsquellen  haben  können.  Dies
 kann  jedoch  auch  nochmals  klarstellend  ergänzt  werden.
 Die  Bundesregierung  wird  hierzu  eine  entsprechende  For-
 mulierungshilfe erarbeiten.

 Zu Nummer  11 (§  4 Absatz  4 TEHG)

 Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.

 Der  Regierungsentwurf  eröffnet  den  Betreibern  von  Be-
 standsanlagen  die  Möglichkeit,  die  Erteilung  einer  geson-
 derten  TEHG-Genehmigung  zu  beantragen.  Dies  ist  vor
 allem  in  denjenigen  Fällen  sinnvoll,  in  denen  die  immis-
 sionsschutzrechtlich  genehmigte  Anlage  nicht  dem  Umfang
 der  TEHG-Tätigkeit  entspricht  und  der  Anlagenbetreiber
 den  Tätigkeitsumfang  durch  die  zuständige  Behörde  in  der
 Genehmigung festgestellt haben will.

 Mit  dem  Zeitpunkt,  zu  dem  die  gesondert  erteilte  Genehmi-
 gung  wirksam  wird,  endet  die  Genehmigungsfiktion  aus  §  4
 Absatz  4  Satz  1.  Damit  ist  sichergestellt,  dass  Betreiber  von
 Bestandsanlagen  zu  keinem  Zeitpunkt  gegen  §  4  Absatz  1
 verstoßen  können.  Rechtliche  Abgrenzungsschwierigkeiten
 werden vermieden.

 Diese  Regelung  soll  insbesondere  die  Rechtsunsicherheit
 beseitigen,  die  in  den  ersten  beiden  Handelsperioden  daraus
 resultierte,  dass  einige  Landesbehörden  den  Betreibern  von
 Bestandsanlagen  keine  rechtssichere  Antwort  auf  die  Frage
 gegeben  haben,  welche  Teile  einer  Anlage  dem  Emissions-
 handel  unterfallen  und  welche  nicht.  Mit  dem  erweiterten
 Anwendungsbereich  des  TEHG  wird  die  Anzahl  dieser
 Zweifelsfälle  für  die  2013  beginnende  Handelsperiode  zu-
 nehmen.  Der  Vorschlag  des  Bundesrates  unterstreicht  die
 Notwendigkeit einer solchen gesonderten Genehmigung.

 Zu Nummer  12 (§  9 Absatz  2 Satz  3 – neu – TEHG)

 Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.

 Die  Bundesregierung  stimmt  mit  dem  Grundanliegen  des
 Vorschlags  überein,  allen  Beteiligten  am  Zuteilungsverfah-
 ren  möglichst  viel  Zeit  für  dieses  Verfahren  einzuräumen.
 Allerdings  wird  das  Zuteilungsverfahren  für  die  2013  begin-
 nende  Handelsperiode  unter  großem  Zeitdruck  stehen.  So
 wird  die  Europäische  Kommission  ab  einem  bestimmten
 Zeitpunkt  keine  Listen  der  Mitgliedstaaten  mit  vorläufigen
 Zuteilungsmengen  mehr  annehmen.  Sollte  zwischen  In-
 krafttreten  der  Zuteilungsverordnung  und  einer  Ausschluss-
 frist  der  Kommission  keine  Zeit  mehr  für  eine  dreimonatige
 Antragsfrist  für  die  Betreiber  bestehen,  so  muss  die  An-
 tragsfrist  auch  schon  vor  dem  Inkrafttreten  der  Zuteilungs-
 verordnung  beginnen.  Dies  ist  akzeptabel,  da  die  Zutei-
 lungsverordnung  sich  nach  dem  Beschluss  der  Kommission
 zur  Festlegung  EU-weiter  Übergangsvorschriften  zur  Har-
 monisierung  der  kostenlosen  Zuteilung  von  Emissionszerti-
 fikaten  richtet.  Dies  ermöglicht  bereits  eine  konkrete  Vorbe-
 reitung der Anträge.

 Zu Nummer  13 (§  9 Absatz  4a – neu – TEHG)

 Die  Bundesregierung  hat  gegen  den  Vorschlag  Bedenken,
 da  die  kostenlose  Zuteilung  von  Emissionsberechtigungen
 durch  den  Beschluss  der  EU-Kommission  zur  Festlegung
 EU-weiter  Übergangsvorschriften  zur  Harmonisierung  der
 kostenlosen  Zuteilung  von  Emissionszertifikaten  geregelt
 wird,  der  alle  Zuteilungsfälle  erfasst  und  für  die  Bundes-
 republik  Deutschland  verbindlich  ist.  In  diesem  Beschluss
 ist  keine  besondere  Zuteilung  für  Härtefälle  vorgesehen.
 Daher  würde  die  Europäische  Kommission  der  Bundes-
 republik  Deutschland  für  eine  solche  Zuteilung  keine  Emis-
 sionsberechtigungen  zur  Verfügung  stellen.  Die  Bundesre-
 gierung  wird  gleichwohl  prüfen,  inwiefern  dem  Anliegen
 des Vorschlags dennoch Rechnung getragen werden kann.

 Zu Nummer  14
 (§  10 Satz  1 und §  28 Absatz  1, 2 und  3 Satz  1 TEHG)

 Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.

 Die  Zuteilungsverordnung  nach  §  10  Absatz  1  des  Regie-
 rungsentwurfs  ist  so  stark  europarechtlich  determiniert,  dass
 der  Verordnungsgeber  nur  bei  technischen  Detailfragen
 einen  Umsetzungsspielraum  hat.  Auch  die  Verordnungser-
 mächtigungen  nach  §  28  Absatz  1  und  2  betreffen  lediglich
 technische  Detailfragen,  die  zudem  ebenfalls  größtenteils
 engen  europarechtlichen  Restriktionen  unterliegen.  Ein  ver-
 fassungsrechtlicher  Tatbestand,  der  die  Zustimmung  des
 Bundesrates  erforderlich  machen  würde,  ist  nicht  erfüllt.
 Nicht  einmal  die  Zuteilungsgesetze  für  die  ersten  beiden
 Handelsperioden  sahen  eine  entsprechende  Zustimmungs-
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bedürftigkeit  des  Bundesrates  vor.  Bei  der  Zuteilungsver-
 ordnung  kommt  hinzu,  dass  der  Zeitplan  für  Erlass  und
 Durchführung  der  Verordnung  ohnehin  so  eng  ist,  dass  bei
 einer  Zustimmungsbedürftigkeit  die  rechtzeitige  Bestim-
 mung  der  vorläufigen  Zuteilungsmengen  ernsthaft  in  Frage
 stünde.  Hinsichtlich  §  28  Absatz  3  des  Regierungsentwurfs
 ist  nicht  ersichtlich,  warum  eine  Verordnung  zur  Übertra-
 gung  der  Aufgaben  des  Umweltbundesamtes  an  einen  Be-
 liehenen der Zustimmung des Bundesrates bedürfen sollte.

 Zu Nummer  15 (§  19 Absatz  1 Nummer  1 TEHG)

 Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.

 Die  Genehmigung  eines  Überwachungsplans  ist  Grundlage
 für  die  Emissionsberichterstattung  und  diese  wiederum
 Grundlage  für  die  Abgabepflicht.  Die  im  Regierungs-
 entwurf  vorgesehene  Neuaufteilung  der  Vollzugsaufgaben
 im  Emissionshandel  sichert  die  bundeseinheitliche  Über-
 wachung  dieser  aufeinander  aufbauenden  Pflichten,  die  im
 bisherigen  Vollzug  künstlich  auseinandergerissen  wurde.  Es
 hat  sich  insgesamt  nicht  bewährt,  dass  die  Genehmigung  der
 Überwachungspläne  im  aktuellen  TEHG  den  Landesbehör-
 den  übertragen  wurde.  Die  weit  überwiegende  Zahl  der
 Landesbehörden  haben  diese  Entscheidungen  über  die  vor-
 gelegten  Überwachungspläne  erst  getroffen,  nachdem  sie
 vom  Bundesverwaltungsgericht  hierzu  verurteilt  wurden
 und  nachdem  das  Umweltbundesamt  im  Wege  der  Amts-
 hilfe  in  mehreren  hundert  Fällen  fachliche  Stellungnahmen
 zu  den  bei  der  Genehmigung  im  Einzelfall  aufgetretenen
 Problemen  abgegeben  hatte.  Auch  die  EU-Kommission  hat
 bei  einer  aktuellen  Untersuchung  der  Vollzugsstrukturen  des
 Emissionshandels  in  den  Mitgliedstaaten  für  Deutschland
 dieses  Auseinanderfallen  von  Fachkompetenz  und  Entschei-
 dungskompetenz beim CO2-Monitoring kritisiert.

 Eine  einheitliche  Genehmigungspraxis  des  Umweltbundes-
 amts  sichert  ferner  die  bundeseinheitliche  Einhaltung  euro-
 parechtlicher  Anforderungen  an  die  Genehmigung  von
 Überwachungsplänen.  Nach  den  Fristvorgaben  der  geänder-
 ten  ETS-Richtlinie  (EU-Richtlinie  zum  Emissionshandel)
 stehen  für  die  Entscheidungen  zu  den  Überwachungsplänen
 aller  Anlagen  im  Jahr  2012  nur  etwa  sechs  bis  neun  Monate
 zur  Verfügung.  Innerhalb  dieses  Zeitfensters  eignen  sich  die
 bestehenden  Verfahren  zur  Länderkoordination  nicht  für  die
 notwendigen  Abstimmungen  zur  einheitlichen  Entschei-
 dung von Problemfällen.

 Zu Nummer  16
 (§  5  Absatz  1  und  3  –  neu  –  und  §  6  Absatz  2  Satz  4  TEHG)

 Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen nicht zu.

 Die  Vorschläge  sind  Folgeänderungen  zu  Nummer  15,  den
 die Bundesregierung aus den dargelegten Gründen ablehnt.

 Zu Nummer  17 (§  23 Satz  4 – neu – TEHG)

 Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.

 Soweit  Angaben  für  den  Zuteilungsantrag  relevant  sind,  ist
 die  zuständige  Behörde  gesetzlich  verpflichtet,  in  ihren
 elektronischen  Formatvorlagen  die  Mitteilung  dieser  Anga-
 ben  zu  ermöglichen.  Bei  der  Gestaltung  dieser  Formatvorla-
 gen  ist  die  zuständige  Behörde  an  die  Vorgaben  zur  Daten-
 erhebung  aus  dem  Beschluss  der  EU-Kommission  zum
 EU-weit  einheitlichen  Zuteilungsverfahren  und  an  die  von

 der  EU-Kommission  vorgegebenen  Formatvorlagen  gebun-
 den.  Soweit  diese  EU-Vorgaben  ergänzende  Angaben  der
 Antragsteller  zulassen,  werden  diese  Vorgaben  selbstver-
 ständlich im Antragsverfahren umgesetzt.

 Zu Nummer  18 (§  24 TEHG)

 Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.

 Die  Emissionshandelsrichtlinie  kennt  die  von  §  24  vorgese-
 henen  einheitlichen  Anlagen  nicht.  Daher  kann  das  natio-
 nale  Recht  solche  „virtuellen  Glocken“  über  mehrere  Anla-
 gen  desselben  Betreibers  nur  zulassen,  soweit  damit  etwaige
 Probleme  beim  Vollzug  der  EU-rechtlich  vorgegebenen  An-
 forderungen  ausgeschlossen  sind.  Die  Bundesregierung
 strebt  an,  das  Instrument  der  einheitlichen  Anlage  trotz  der
 noch  bestehenden  Unsicherheiten  über  die  Ausgestaltung
 der  Zuteilungs-  und  Monitoringregeln  auch  für  die  2013  be-
 ginnende  Handelsperiode  nicht  abzuschaffen,  sondern  für
 solche  Anlagen  fortzuführen,  bei  denen  bereits  auf  dem  ge-
 genwärtigen  Erkenntnisstand  Vollzugsprobleme  sicher  aus-
 geschlossen  werden  können.  Dies  ist  bei  dem  Vorschlag  zur
 Einbeziehung  von  Weiterverarbeitungsanlagen  in  der  Stahl-
 industrie jedoch nicht der Fall.

 Zu  Nummer  19  (§  27  Absatz  3  und  Anhang  5  Teil  2  TEHG)

 Die  Bundesregierung  wird  im  Lichte  des  Vorschlags  des
 Bundesrates  weitere  Erleichterungen  für  Kleinanlagen  im
 Rahmen  der  Vorgaben  der  Emissionshandels-Richtlinie  prü-
 fen.

 Zu Nummer  20 (§  27 Absatz  5 Satz  1TEHG)

 Die  Bundesregierung  wird  die  Übernahme  des  Vorschlags
 prüfen.

 Zu Nummer  21 (§  27 Absatz  6 Satz  2 TEHG)

 Die  Bundesregierung  stimmt  dem  Grundanliegen  des  Vor-
 schlags zu und wird die Übernahme des Vorschlags prüfen.

 Die  nach  §  27  erteilte  Befreiung  endet  bereits  nach  der  jetzi-
 gen  Systematik  des  §  27  automatisch  mit  Überschreiten  der
 Emissionsschwelle  und  der  ursprüngliche  Zuteilungs-
 anspruch  lebt  wieder  auf.  Dies  wird  ggf.  klarer  herausge-
 stellt.  Eine  vollständige  Übernahme  des  Bundesrats-Vor-
 schlags  ist  jedoch  bereits  deswegen  nicht  zielführend,  weil
 es  dem  Betreiber  auch  während  der  Befreiung  freisteht,  an
 Versteigerungen  von  Emissionsberechtigungen  teilzuneh-
 men.

 Zu Nummer  22 (§  27 TEHG)

 Die  Bundesregierung  stimmt  dem  Anliegen  des  Bundesrates
 im Grundsatz zu.

 Der  Bundesrat  weist  zu  Recht  darauf  hin,  dass  die  Über-
 wachung  der  Emissionen  von  Anlagen  sowie  die  Bericht-
 erstattung  und  die  Verifizierung  der  Berichte  in  euro-
 päischen  Verordnungen  geregelt  werden,  die  derzeit
 zwischen  Europäischer  Kommission  und  Mitgliedstaaten
 diskutiert werden. Die Bundesregierung setzt sich dafür ein,
 dass  für  Kleinanlagen  vereinfachte  Anforderungen  vor-
 gesehen  werden.  Für  Kleinemittenten  mit  weniger  als
 5  000  Tonnen  Kohlendioxid  in  einem  Kalenderjahr  wird  die
 Bundesregierung  in  der  Verordnung  nach  §  28  Absatz  2
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Nummer  1  TEHG  weitergehende  Erleichterungen  vorsehen,
 soweit dies EU-rechtlich zulässig ist.

 Zu Nummer  23
 (§  28 Absatz  1 Nummer  4 Buchstabe a TEHG)

 Die  Bundesregierung  wird  den  Vorschlag  zu  gegebener  Zeit
 prüfen.

 Zu Nummer  24 (§  28 Absatz  2 Nummer  1 TEHG)

 Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.

 Die  Einschränkung  ist  aus  rechtsförmlichen  Gründen  not-
 wendig,  um  den  Anwendungsbereich  der  Verordnung  von
 vornherein  so  einzuschränken,  dass  in  dieser  Verordnung
 keine  den  Landesvollzug  zwingend  bindenden  Regelungen
 enthalten sein können.

 Zu Nummer  25 (§  32 Absatz  1 TEHG)

 Nach  Überprüfung  der  Bußgeldregelung  schlägt  die  Bun-
 desregierung folgende Modifikation des §  32 vor:

 „(1) Ordnungswidrig handelt, wer

 1.  entgegen  §  5  Absatz  1  in  Verbindung  mit  Anhang  2
 Teil  2 Satz  1 der Behörde nicht richtig berichtet,

 2.  einer  Rechtsverordnung  nach  §  10  Satz  3  Nummer  11
 Buchstabe  a  oder  einer  vollziehbaren  Anordnung  auf
 Grund  einer  solchen  Rechtsverordnung  zuwiderhandelt,
 soweit  die  Rechtsverordnung  für  einen  bestimmten  Tat-
 bestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist,

 3.  entgegen  §  11  Absatz  4  Satz  1  oder  Satz  2  eine  Angabe
 nicht richtig macht oder

 4.  entgegen  §  11  Absatz  5  Satz  4,  auch  in  Verbindung  mit
 §  13  Absatz  2  Satz  4,  eine  Angabe  oder  einen  Nachweis
 nicht richtig übermittelt.

 (2)  Ordnungswidrig  handelt,  wer  eine  in  Absatz  1  be-
 zeichnete Handlung fahrlässig begeht.

 (3)  Ordnungswidrig  handelt,  wer  vorsätzlich  oder  fahr-
 lässig

 1.  ohne  Genehmigung  nach  §  4  Absatz  1  Satz  1  Treibhaus-
 gase freisetzt,

 2.  entgegen  §  4  Absatz  2  eine  Angabe  nicht  richtig  oder
 nicht vollständig beifügt,

 3.  entgegen  §  4  Absatz  5  Satz  1  oder  §  25  Absatz  1  Satz  1
 eine  Anzeige  nicht,  nicht  richtig,  nicht  vollständig  oder
 nicht rechtzeitig erstattet,

 4.  entgegen  §  6  Absatz  1  einen  Überwachungsplan  nicht
 oder nicht rechtzeitig einreicht,

 5.  einer  vollziehbaren  Anordnung  nach  §  6  Absatz  3  Satz  2
 zuwiderhandelt,

 6.  einer  Rechtsverordnung  nach  §  10  Satz  3  Nummer  3
 oder  Nummer  11  Buchstabe  b  oder  einer  vollziehbaren
 Anordnung  auf  Grund  einer  solchen  Rechtsverordnung
 zuwiderhandelt,  soweit  die  Rechtsverordnung  für  einen

 bestimmten  Tatbestand  auf  diese  Bußgeldvorschrift  ver-
 weist oder

 7.  entgegen  §  20  Absatz  2  eine  dort  genannte  Handlung
 nicht  gestattet,  eine  Auskunft  nicht,  nicht  richtig,  nicht
 vollständig  oder  nicht  rechtzeitig  erteilt,  eine  Unterlage
 nicht,  nicht  richtig  oder  nicht  rechtzeitig  vorlegt  oder
 eine  Arbeitskraft  oder  ein  Hilfsmittel  nicht  oder  nicht
 rechtzeitig bereitstellt.

 (4)  Die  Ordnungswidrigkeit  kann  in  den  Fällen  des  Ab-
 satzes  1  mit  einer  Geldbuße  bis  zu  fünfhunderttausend  Euro
 und  in  den  Fällen  der  Absätze  2  und  3  mit  einer  Geldbuße
 bis zu fünfzigtausend Euro geahndet werden.

 (5)  Die  zuständige  Behörde  soll  in  den  Fällen  des  Absat-
 zes  1  Nummer  1,  auch  in  Verbindung  mit  Absatz  2,  von
 einer  Ahndung  absehen,  wenn  der  Betreiber  in  Folge  des
 nicht  richtigen  Berichts  gegen  die  Abgabepflicht  nach  §  7
 Absatz  1  Satz  1  verstößt  und  wegen  dieser  Handlung  eine
 Zahlungspflicht  nach  §  30  Absatz  1  Satz  1  festgesetzt
 wird.“

 Die  Bundesregierung  weist  darauf  hin,  dass  der  Bußgeldtat-
 bestand  des  §  32  Absatz  1  nur  vorsätzliche  Handlungen  um-
 fasst.  Dies  ergibt  sich  zum  einen  aus  §  10  des  Gesetzes  über
 Ordnungswidrigkeiten,  wonach  nur  vorsätzliches  Handeln
 geahndet  werden  kann,  außer  wenn  das  Gesetz  fahrlässiges
 Handeln  ausdrücklich  mit  Geldbuße  bedroht.  In  dem  modi-
 fizierten  Vorschlag  der  Bundesregierung  ergibt  sich  dies  fer-
 ner  im  Umkehrschluss  aus  Absatz  2;  für  die  dort  bewehrte
 fahrlässige  Begehung  der  Handlungen  sieht  Absatz  4  eine
 wesentlich geringere Geldbuße vor.

 Zu Nummer  26
 (Anhang  1 Teil  2 Nummer 1, 5, 11, 13, 19 und  22 TEHG)

 Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.

 Der  Anwendungsbereich  sollte  sich  für  Anlagen,  die  schon
 vom aktuellen TEHG umfasst sind, nicht ändern.

 Zu Nummer  27 (TEHG)

 Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu.

 Forschungs-  und  Entwicklungsanlagen  sind  bereits  durch
 Anhang  I  Nummer  1  der  Richtlinie  2003/87/EG  und  §  2
 Absatz  5  Nummer  1  des  Regierungsentwurfs  ausgenom-
 men.  Wenn  Demonstrationsanlagen  nur  der  Erprobung
 neuer  Erzeugnisse  oder  Verfahren  im  Labor-  oder  Tech-
 nikumsmaßstab  dienen,  fallen  sie  auch  unter  diese  Aus-
 nahme.  Eine  weitergehende  Ausnahmeregelung  ist  hin-
 gegen mit den Vorgaben der Richtlinie nicht vereinbar.

 Zu Nummer  28 (Zum Gesetzentwurf allgemein)

 Eine  nationale  Umsetzung  von  Maßnahmen  gemäß
 Artikel  10a  Absatz  6  der  Richtlinie  2003/87/EG  setzt  zu-
 nächst  die  Schaffung  eines  geeigneten  EU-Umweltbeihilfe-
 rahmens  voraus.  Die  Konsultationen  hierzu  laufen  derzeit.
 Die  Bundesregierung  setzt  sich  dafür  ein,  dass  die  Mög-
 lichkeit  einer  angemessenen  Stromkostenbeihilfe  nach
 Artikel  10a  Absatz  6  der  Richtlinie  2003/87/EG  vorgesehen
 wird.
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